


* Leitziel 1.2 Eine Region mit Perspektiven fur Menschen jeden Alters, insbesondere junge
Menschen.

Teilziele:

» Der Landkreis unterstitzt den Erhalt, die Entwicklung und die Vernetzung bestehender
Kulturangebote insbesondere der Industriekultur, der Orchester, der vielfaltigen Museums- und
Ausstellungslandschaft, der Burgen und Schiésser in der Region sowie der Sport- und
Freizeitangebote.

e Leitziel 1.4 Ein Tourismusstandort mit Potenzial und ein attraktiver Erholungsraum fur die
umgebenden Oberzentren

Teilziele:

* Die Kulturlandschaft wird nachhaltig gestaltet.

» Festigung der Positionierung und Starkung der Profilierung der touristischen Dachmarke
.LEIPZIG REGION".

» Der Landkreis unterstitzt den Erhalt, die Entwicklung und die Vernetzung bestehender
Kulturangebote insbesondere der Industriekultur, der Orchester, der vielfaltigen Museums- und
Ausstellungslandschaft, der Burgen und Schigsser in der Region sowie der Sport- und
Freizeitangebote

e Ausbau und Sicherung einer nachhaltigen touristischen Infrastruktur einschlieRlich der
Mobilitatsangebote.

Auch im Hinblick auf den laufenden Strukturwandel bietet dieses Vorhaben zum einen
Arbeitsplatzpotentiale und tragt als weiteres Freizeit- bzw. Urlaubsangebot zur Erhéhung der Zugkraft
flr Touristen und Tagesausflugler bei.

Den Darlegungen zum B-Plan in Verbindung mit den Zielen und Darlegungen des
Kreisentwicklungskonzeptes des Landkreises Leipzig folgend, begriiRt die Wirtschafts-forderung
dieses Vorhaben.

Kreisentwicklung und Bergrecht

Aus Sicht der Kreisentwicklung/Bergrecht wird mitgeteilt, dass sich das Vorhaben im Gebiet des
Sanierungsrahmenplan fir den Tagebau Espenhain befindet und seitens des Séachsischen
Oberbergamtes Freiberg ein Abschlussbetriebsplan vorliegt. Das Séchsische Oberbergamt Freiberg
solite im Verfahren eingebunden werden. Dariiber hinaus solite ebenfalls der Regionale
Planungsverband bezlglich der Lage des Plangebietes im Vorbehaltsgebiet Erholung It.
Sanierungsrahmenplan beteiligt werden.

Uber Vorgenanntes hinaus wird informiert, dass das Vorhaben als Manahme des Strukturwandels,
StG 08/2021, dem LK L bereits zur Stellungnahme vorgelegen hat. Dem Antragsvorverfahren wurde
am 10.11.2021 die Zustimmung durch den Regionalen Begleitausschuss erteilt, dass
Antragsvorverfahrens seitens der SAS ist seit 10.12.2021 abgeschlossen und berechtigt den
Vorhabentrager einen Antrag auf Férderung bei der SAB einzureichen.

Das Antragsvorverfahren umfasste bereits eine detaillierte Priifung des Standortes. Voraussetzung zur
Umsetzung des Vorhabens ist das Bauleitplanverfahren.

Die Umsetzung des Vorhabens geht aus Sicht der Kreisentwicklung mit dem Strukturwandel einher
und ist sowohl fir Gro3pdsna als auch den Landkreis Leipzig von groRer Bedeutung.

Bauplanungsrecht
Gegen die Durchfilthrung o.g. Vorhabens bestehen nach Einsicht in die vorgelegten Unterlagen keine
bauplanungsrechtlichen Bedenken.






Hinweise
Dem Antrag auf denkmalschutzrechtliche Genehmigung sind nachstehende Unterlagen beizufiigen:
» planerische Angaben zu baulichen Eingriffen unterhalb der Gelandeoberkante, mit Angaben zur
Tiefe und zum Aushubumfang
» Genaue Angaben bzw. Kennzeichnung gestérter Zonen (Eingriffe durch vorangegangene
Baumafinahmen, Planierungen oder vorhandene Leitungstrassen, alte Lehmgruben etc.)

1. Der Vorhabentrager wird im Rahmen des Zumutbaren an den Kosten beteiligt (§ 14, Abs. 3
SéachsDschG).

2. Der zeitliche und finanzielle Rahmen der Ausgrabung sowie das Vorgehen werden in einer zwischen
Vorhabentrager und Landesamt fir Archéologie abzuschlieRenden Vereinbarung verbindlich
festgehalten.

Die untere Denkmalschutzbehorde bezieht sich in Ihrer Stellungnahme auf die Fachstellungnahme vom
Landesamt fur Archaologie Sachsen vom 12.07.2022 (2-7051/80/649-2022/1 7925).

Wasser/Abwasser
Aus Sicht der unteren Wasserbehérde bestehen zum o. g. B-Plan keine grundsitzlichen Einwénde,
wobei ergénzende Angaben bzw. Untersuchungen zur Abwasserentsorgung nachzureichen sind.

Bzgl. der Schmutzwasserentsorgung wird auf ein ErschlieBungskonzept der LMBV verweisen, laut
dem verschiedene ErschlieRungsvarianten (zentral/dezentral/semizentral) méglich wéren. Unabhangig
davon, dass der unteren Wasserbehérde ein derartiges ErschlieRungskonzept weder bekannt ist, noch
den Unterlagen zum B-Plan beiliegt, ist fur Fragen der GebietserschlieRung der AZV Espenhain, als
zustandiger Abwasserbeseitigungspflichtiger zu beteiligen. Eine derartige Stellungnahme liegt
ebenfalls nicht bei und ist im weiteren Verfahren einzuholen.

Die Niederschlagswasserentsorgung soll durch Versickerung vor Ort in Mulden-Rigolen-Elementen
erfolgen. Den Unterlagen zum B-Plan liegen keinerlei Betrachtungen bei, ob und ggf. unter welchen
Voraussetzungen eine Versickerung am Standort Gberhaupt méglich ist.

Grundsétzlich sind bei einer geplanten Ableitung von Niederschlagswassern aus Gebieten, die neu
erschlossen werden sollen, unabhangig von der GréRe des Gebiets folgende Punkte zu beachten
(Vorgaben des DWA-Schriftenreihe A 102). Diese Vorgaben sind sinngemaf auch fir andere Formen
der Niederschlagswasserentsorgung (Versickerung) anzuwenden:

* Bewirtschaftung von Niederschlagswasser mit dem Ziel des Erhalts des lokalen Wasserhaushalts

* Begrenzung der Veranderungen des 6rtlichen Wasserhaushalts in mengenmaBiger und stofflicher
Hinsicht auf ein Mindestman

+ Erhalt der Flachendurchiassigkeit (Verdunstung, Versickerung und Neubildung des
Grundwassers)

* Starkung der Vegetation als Bestandteil der Infrastruktur (Verdunstung)

Dieses bedingt fur die Entwicklung neuer Bebauungsgebiete eine Kombination unterschiedlicher
MaRnahmen der Regenwasserbewirtschaftung (von der Abflussvermeidung, die Versickerung tiber die
bewachsene Bodenzone bzw. im Zusammenspiel mit Bepflanzung bis zur Behandlung der
Niederschlagswasser).

Die geplanten Mulden-Rigolen-Elemente erfiillen diese Vorgaben:

* Abflussvermeidung/-verzégerung durch Dachbegriinung

* Die Versickerung tber die Mulden-Rigolen-Elemente tragt dazu bei, den tiberwiegenden Anteil der
Zielvorgaben zu erfillen.

+ Die Versickerung durch den bewachsenen Muldenteil der Mulden-Rigolen-Elemente beglnstigt
die Verdunstung.



Aus Sicht der unteren Wasserbehorde ist eine direkte Einleitung in eine unterirdische
Versickerungsanlage nicht zustimmungsféahig (stets oberirdische Ableitung in den Muldenteil der
Mulden-Rigolen-Elemente).

Es wird empfohlen die Flachen fur die Abwasseranlagen bereits im B-Plan festzulegen.

Hinweise fir sonstige noch erforderliche wasserrechtliche Verfahren:

Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser ist
aullerhalb von Trinkwasserschutzgebieten nach § 55 Abs. 3 Nr. 6 Sichsisches Wassergesetz
(SachsWG) genehmigungsfrei. Die Versickerung von Niederschlagswasser stellt nach § 9 Abs. 1
Nr. 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) eine Gewisserbenutzung dar, fur die grundsatzlich eine
Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 WHG erforderlich ist. Unter Beachtung der Anforderungen der
Erlaubnisfreiheitsverordnung (ErlFreihVO) kann die Versickerung erlaubnisfrei erfolgen (z. B. von nicht
gewerblich genutzten Flachen). In diesem Zusammenhang ist auch zu kidren wer die Abwasseranlagen
perspektivisch betreibt und fir diese Zustandig ist.

Dass die Anforderungen der §§ 3 bis 6 ErlFreihVO eingehalten sind, ist im Rahmen der B-
Planaufstellung grundsatzlich/stichprobenartig zu untersuchen. Dazu zdhlen insbesondere der
Nachweis der Versickerungseignung des Bodens (Baugrund-/Versickerungsgutachten), der Nachweis
zur Einhaltung des Mindestabstands von einem Meter zwischen der Sohle der Versickerungsanlage
und dem mittleren hdchsten zu erwartenden Grundwasserwasserstand. Ggf. kann auch schon die
Dimensionierung der Versickerungsanlage(n) nach der DWA-A 138 betrachtet werden und Flachen im
B-Plan dafur festgelegt werden.

Die Errichtung baulicher Anlagen im Gewasserrandstreifen ist nach § 38 Abs. 4 WHG i. V. m. § 24
Abs. 3 Nr. 2 SachsWG grundsatzlich verboten, wenn diese nicht standortgebunden oder
wasserwirtschaftlich erforderlich sind. Nach § 38 Abs. 5 WHG ist auf Antrag eine Befreiung von diesem
Verbot méglich, wenn Uberwiegende Grinde des Wohls der Allgemeinheit die MaRnahme erfordern
oder das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Hérte fiihrt. Dass diese Griinde vorliegen und kein
alternativer Standort in Frage kommit, ist durch den Antragsteller nachzuweisen.

FUr Stege oder sonstige bauliche Anlagen am Gewisser ist eine wasserrechtliche Genehmigung
nach § 26 Abs. 1 SachsWG zu beantragen.

Immissionsschutz

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht ist fur die Aufstellung des Bebauungsplans eine
Schallimmissionsprognose einzureichen, da sichergestellt werden muss, dass an der nachstgelegenen
Wohnbebauung mit dem Inklusionscampingplatz deren Nutzung und hinzukommenden Verkehr
(StraBen- u. Parkverkehr) sowie des bereits vorhandenen Bebauungsplans ,Grunaer Bucht‘ die
Immissionsrichtwerte/Grenzwerte eingehalten sind. Entsprechende Festsetzungen sind in den
Bebauungsplan aufzunehmen. In diesem Zusammenhang sollte auch aufgezeigt werden, welche
Auswirkung der zu errichtende Kreisverkehr auf die néchstgelegene Wohnbebauung hat. Falls eine
Freiflachenphotovoltaikanlage geplant ist, so sollte hier die Blendung ausgehend von der Anlage nicht
zu vernachlassigen. Die Bewertung kann anhand der Hinweise zur Messung, Beurteilung und
Minderung von Lichtimmissionen der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft fir Immissionsschutz (LAI)
erfolgen. Ebenso sind Aussagen zur Geruchsentwicklung hinsichtlich der Tierhaltung in den
Bebauungsplan aufzunehmen.

Natur- und Landschaftsschutz
Aus naturschutzrechtlicher Sicht werden zum Vorentwurf des o. g. BP folgende Anmerkungen
notwendig:

Der Bebauungsplan wird in einem sensiblen, bisher wenig genutzten Gebiet geplant. Die
artenschutzfachlichen Erhebungen belegen dies.



Grundsétzlich wird der Leitgedanke hinsichtlich einer naturvertraglichen Umsetzung des naturnahen
Erholungsgebiets fur alle mit einem stark durchgriinten und extensiv gepflegten Campingplatz sowie
die Neuschaffung von artenreichen Blihwiesen und Hecken begrufit.

Im Ergebnis der Priifung wird jedoch festgestelit, dass Nachbesserungen im Rahmen der Erarbeitung
des BP-Entwurfs angeraten sind.

Folgende Hinweise werden gegeben:

1) Naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung nach §§ 9 - 12 SdchsNatSchG i.V.m.
§§ 14-17 BNatSchG

An verschiedenen Punkten in den eingereichten Dokumenten soliten Versiegelungsflachen oder
Eingriffe in Geholzbestande geklart werden.

Zum Beispiel:

»Eine konkrete Versiegelungsfldche kann daher zum aktuellen Planungsstand nicht angegeben werden
und ergibt sich erst im Zuge der Einzelvorhaben bei Realisierung der einzelnen Gebietsausweisungen.
Die Versiegelungen finden zum GrofB3teil auf Ackerfldchen statt, aber es werden auch Teile des Ufers,
sowie Griin- und Gehdlzbestdnde (Forstflédchen) in Anspruch genommen.“

~Die genauen Verortungen und Flachengréen kénnen zum derzeitigen Planungsstand nicht benannt
werden und sind in den Unterlagen zu den Baugenehmigungsunterlagen darzulegen. Baubedingte
Fldcheninanspruchnahmen sind nach Fertigstellung wieder in den Ausgangszustand zu versetzen,
sodass keine Beeintrachtigungen verbleiben.”

Weitere Anmerkungen und Ergénzungen sollten in der Entwurfsplanung enthalten sein:

Entsprechend den Vorgaben der Handlungsempfehlungen des Freistaates Sachsen ist die Méglichkeit
von Entsiegelungsmafinahmen als Kompensation fur Neuversieglungen stets prioritar zu prifen (vgl.
Erlass SMUL 30. Juli 2009). Die neuen Versieglungen sind augenscheinlich nicht durch
Entsiegelungsmaflnahmen kompensiert.
Ausnahmen vom Primat des Ausgleichs durch Entsieglung sind nach den Handlungsempfehiungen (S.
28) moglich, wenn ,

- der Entsieglungsaufwand auRer Verhaltnis zum naturschutzfachlichen Nutzen seht,

- Entsieglungsmafnahmen nicht sinnvoll in ein Kompensationskonzept eingebunden werden

kénnen

- der rdumliche Bezug der EntsiegelungsmafRnahmen zur Eingriffsflache nicht gegeben ist.
In diesen Fallen ist eine ersatzweise Verbesserung der Bodenfunktionen zu priffen. Aus den
vorliegenden Unterlagen ist nicht erkennbar, dass diesen fachlichen Vorgaben Rechnung getragen
wurde.
Um eine nachvollziehbare Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung zu erstellen, wird die Verwendung des
Formblattes A16 aus der Handlungsempfehlung empfohlen. Augenmerk sollte insbesondere auf die
Darstellung des Biotoptyps vor dem Eingriff/Verdnderung und dem Zustand nach dem
Eingriff/Veranderung gelegt werden. Dies gilt auch fiir die MaRnahmeflachen.
Far die Ermittlung der Wertsteigerung durch Kompensation sollte das Kapitel 5.2 der
Handlungsempfehlung beachtet und angewendet werden. Die berechneten Zuschlage fiir den
Campingplatz + 3 und fiir die Parkanlage + 6 bedurfen einer nachvollziehbaren Begriindung.

Die erzielbare Wertsteigerung wird tiber den Vergleich des Zustands vor der Kompensation mit dem
prognostizierten Zustand nach Durchfiihrung der Kompensation ermittelt. Der Ausgangszustand wird
mit Hilfe der Biotopwerte, der Zustand nach der Kompensation anhand der Planungswerte (vgl. 5.2.2.1)
bewertet. Die Differenz zwischen Ausgangswert der Flache und Planungswert bildet die anrechenbare
Wertsteigerung ab.



Werden durch die Durchfuhrung von Biotopentwicklungs— oder anderen Aufwertungsmafinahmen
signifikante Aufwertungen der in A 2 genannten Funktionen erreicht, kénnen diese Uber einen
Funktionsaufwertungsfaktor (vgl. 5.2.2.2) beriicksichtigt werden.

Die Erforderlichkeit des Flachenumgriffs des BP sollte nachvoliziehbar aus den Unterlagen entnommen
werden. Nicht klar ist, aus welchen Griinden gréRere Areale mit in die Bilanzierung einflieRen, obwoh|
sie laut der eingereichten Unterlagen keine Veranderungen, Eingriffe oder Aufwertungen erfahren.

Auf die beiden im Plangebiet (PG) vorhandenen nach § 30 BNatSchG geschiitzten Biotope
(Streuobstwiese und Silikat-Magerrasen) sind It. Unterlagen keine Wirkungen zu erwarten, da hier
keinerlei Eingriffe erfolgen. Sand- und Silikatmagerrasen hat einen Biotopwert geman
Handlungsempfehlung von 27, aktuell wurde diese Fléche im Vorentwurf als Ruderalfiur trockenwarmer
Standorte bewertet. Dies bedarf einer Begriindung bzw. im Rahmen der Entwurfsplanung einer
Korrektur.

,Die Streuobstwiese bleibt ebenfalls vollstandig erhalten und wird dementsprechend zum Erhalt
festgesetzt (vgl. Kap. 4.3). Fiir sie erfolgt jedoch eine Einbindung in das Nutzungskonzept fir eine
Tiertherapie.”

Die sehr hohe Bedeutung der Streuobstwiese im aktuellen Zustand und unter der gegenwartigen Pflege
wurde im Bericht zur artenschutzfachlichen Kartierungen nachgewiesen. Welche Griinde fiir eine
Pflegeénderung sprechen, sollte in den Unterlagen ergénzt und konkretisiert werden.

Um eine Entscheidung der fir Biotope zusténdigen unteren Naturschutzbehérde (uNB) bezliglich des
weiteren Verwaltungshandelns zu ermdglichen sind die Auswirkungen der Pflegednderung im Rahmen
der Erarbeitung der Entwurfsplanung genauer zu betrachten. GemaR der Roten Liste der Biotoptypen
Sachsen werden Streuobstwiese mit 2-3 (geféhrdet — stark gefahrdet) in der landesweiten Gefahrdung
fur Sachsen eingestuft.

In besonders geschitzten Biotopen sind gemaR § 30 Abs. 2 BNatSchG Handlungen, die zu seiner
Zerstorung oder sonstigen erheblichen Beeintrachtigung fihren kénnen, verboten. Zum jetzigen
Zeitpunkt kann eine erhebliche Beeintrachtigung der Streuobstwiese durch die Nutzungsanderung
seitens der uNB nicht ausgeschlossen werden. Die Nutzung zu Therapiezwecken wird kritisch
betrachtet. Die Entwurfsplanung sollte Alternatividsungen vorschlagen.

Folgende Aussage wird kritisch hinterfragt:

~Eine vorhabenbezogen betriebsbedingte Stérung in den mdglichen Quartieren innerhalb der
Streuobstwiese sowie des westlich gelegenen Weichholzbestandes ist aufgrund der bereits heute
bestehenden Wirkungen durch vorhandene, touristisch genutzte Wege und extensive Bewirtschaftung
der Fldchen auszuschlieBen. Die Erh6hung der Nutzungsintensitat erfolgt v.a. im Bereich der
Streuobstwiese geméaBigt mit angemessenem Tierbestand entsprechend eines langfristig extensiven
Fortbestandes und nutzungsangepassten Bestehens”

Es ist plausibel, dass bereits eine gewisse Touristische Nutzung vorliegt, diese konzentriert sich
allerdings zur Zeit auf die Wasserflache, den Seerundweg und das bereits errichtete Tourismuszentren
im westlichen Bereich. Der Weg, welcher an der Streuobstwiese vorbeifiihrt, ist unversiegelt und wird
vornehmlich durch Einheimische und Anlieger (Landwirtschaft) genutzt. Aus Sicht der uNB ist das
derzeitige Storungspotential geringer als das durch die Therapienutzung zu prognostizierende.

Grundsétzlich wird zur besseren Ubersicht empfohlen, alle nach § 30 BNatSchG und § 21
SachsNatSchG besonders geschitzten Biotope (Steuobstwiese, Silikat-Magerrasen, Schilf- und
Réhrichtflachen) in einem separaten Kapitel zu beleuchten.

Die als Vorbelastung benannte Surfschule in unmittelbarem Strandbereich sowie die gesamte
Gestaltung des Strandes wurden ohne Einbeziehung der uNB errichtet bzw. hergestelit. Der § 61









Ergebnisse der avifaunistischen Erfassungen gestutzt. Im Zuge der Brutvogelkartierung wurden im
Untersuchungsraum insgesamt 98 Vogelarten festgestellt, wobei 56 Arten Brutvdgel, und 42 Arten
Nahrungsgéste bzw. Durchzigler waren. Die Aussagen sollten noch einmal geprift und ggf. korrigiert
werden.

,Bibervorkommmen sind hingegen sidlich von Leipzig nicht bekannt (LFULG 2022C)."

Diese Aussage ist falsch. Es kann im Landkreis Leipzig inzwischen fast flachendeckend mit dem
Auftauchen von Bibern in Fliissen und deren Vorflutern gerechnet werden. Dies ist durch zahlreiche
Nachweise und Kartierungen von Biberrevieren belegt.

Die Relevanzpriifung bezlglich der Schmetterlinge sollte angepasst werden. Es wurden mehrere
Erfassungen der Spanischen Flagge dokumentiert, welche in Anhang Il (prioritire Art) der FFH-
Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.Mai 1992) gefiihrt wird und nach BNatSchG streng
geschutzt ist. Des Weiteren gilt die Art in Sachsen als ,stark geféhrdet* (LFULG 2007).

Die Unterhaltungsmanahmen werden mit als betriebsbedingte Wirkfaktoren genannt und sind
demzufolge mit in die Tabellen aufzunehmen und zu betrachten.

.Derartige Leitstrukturen sind beispielsweise die Waldbestinde im Norden des PG oder der
gewdsserbegleitende Gehdlzsaum entlang des Hanggrabens. In letzteren wird nur sporadisch
eingegriffen innerhalb eines Bereiches, in dem bereits lediglich ein liickiger Geholzbewuchs besteht.

Die Eingriffe in den Hanggraben sollten zum besseren Verstandnis genauer zu beschrieben werden.
Die Bepflanzung des Hanggrabens ist eine zu schiitzende KompensationsmaRnahme der LMBV mbH.
Dieser Sachverhalt muss klar dargestellt werden und sich in der Eingriffsbilanzierung wiederfinden.

Auch wenn der Schutzstatus einer Fortpflanzungs-und Ruhestétte bei frei bauenden Vogelarten
erlischt, bleibt doch der Lebensraum fur diese Arten wertgebend. Diese Lebensraume kénnen nicht
ganzlich ohne jede fachliche Priifung des Erhaltungszustandes der betroffenen Arten (Feldlerche,
Spanische Flagge) erfoigen.

Art. 12 Abs. 1 Buchst. d der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der
naturlichen Lebensrdume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen ist dahin auszulegen, dass unter
dem Begriff ,Ruhestatten” im Sinne dieser Bestimmung auch Ruhestatten zu verstehen sind, die nicht
mehr von einer der in Anhang IV Buchst. a der Richtlinie genannten geschiitzten Tierarten, wie etwa
dem Cricetus cricetus (Feldhamster), beansprucht werden, sofern eine hinreichend hohe
Wahrscheinlichkeit besteht, dass diese Art an diese Ruhestitten zurlickkehrt ( URTEIL VOM 2. 7. 2020
— RECHTSSACHE C-477/19 MAGISTRAT DER STADT WIEN)

Es kann davon ausgegangen werden, dass die Feldlerchen regelmaRig auf den eingriffsrelevanten
Flachen briten und damit zurlickkehren. Im Rahmend der Prifung des Fortbestandes der ékologischen
Funktion der Fortpflanzungs-und Ruhestatten kénnen ErsatzmaRnahmen erforderlich werden.

Auch, wenn sich lt. den eingereichten Unterlagen das im Plangebiet vorkommende faunistische
Artenspektrum vorwiegend aus ubiquitaren Arten zusammen setzt, ist die Feldlerche auf der Roten
Liste Deutschland als ,Gefdhrdet’ und in Sachsen auf Vorwarnliste gefithrt. Die Struktur- und
Artenvielfalt wurde in den Unterlagen nicht in ausreichendem MaR beriicksichtigt.

VAFB1- Vorbegehung sollte durch fachlich geeignetes Personal vorgenommen werden.

VAFB2- Grundsiétzlich ist die Beseitigung von Gebusch, Hecken, Bdumen, Réhrichtbestanden gemaR
§ 39 Abs. 5 BNatSchG in der Zeit vom 01. Marz bis 30. September verboten. Erforderliche
Beseitigungen derartiger Biotope sollten der Verbotszeit vorgenommen werden, da es planbare
Malnahmen sind.

VAFB3- Das Konzept zum Umgang mit geschiitzten Reptilienarten sollte konkretisiert werden, um
Genehmigungsfahigkeit herzustellen. Das Ersatzhabitat ist kartografisch zu verorten und dessen
Geeignetheit fur eine Umsiedlung ist zu priifen und darzulegen.
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Anfallende Abbruch- und Aushubmaterialen sind entsprechend organoleptischer Ansprache zu
separieren und als HW bereitzustellen. Eine Vermischung von organoleptisch auffalligen und
unauffalligen Material ist unzulassig. Die nach Abfallart in Haufwerken separierten Abbruch-
und Aushubmaterialien sind in Anlehnung an die LAGA PN 98 (Richtlinien fur das Vorgehen bei
physikalischen, chemischen und biologischen Untersuchungen im Zusammenhang mit der
Verwertung/Beseitigung von Abféllen, LAGA PN 98 2001) zu deklarieren und der
ordnungsgemafen Verwertung zuzufiihren.

Die Verwertung von Uberschiissigem Aushubmaterial auRerhalb des Bauvorhabens bzw. der
Einbau von Bodenmaterialien von einem anderen Herkunftsort ist nur zuldssig, wenn diese
Materialien auf mdgliche Schadstoffbelastungen untersucht und als verwertungs- bzw.
einbaufdhig bewertet wurden.

Eine Verfiillung von Baugruben darf ausschiieflich mit Boden gem. den Zuordnungswerten Z0
der Richtlinie der Landerarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) ,Anforderungen an die stoffliche
Verwertung von mineralischen Abféllen - Technische Regeln Boden* vom 05.11.2004 erfolgen.
Bei der Aufbringung von Bodenmaterial zur Herstellung der natiirlichen Bodenfunktionen sind
die Vorsorgewerte nach Ziffer 4 Anhang 2 BBodSchV i.V.m. den Zuordnungswerten Z0 der
LAGA TR Boden 2004 nachweislich einzuhalten.

Die Grundlage der Beurteilung der Einsatzmdglichkeiten von Baustoffrecyclingmaterialien ist
der Erlass des SMUL vom 20.12.2018 uber die vorldufigen Hinweise zum Einsatz von
Baustoffrecyclingmaterial.

Aus abfallrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken, wenn folgendes beachtet wird

Forst

Werden bei den ErschlieBungsarbeiten kontaminierte Stoffe / Abfalle vorgefunden, sind diese
zu separieren und zu untersuchen. Anhand der Untersuchungsergebnisse ist ber eine
Verwertung, Behandlung oder Entsorgung des anfallenden kontaminierten Materials zu
entscheiden. Die Entsorgung der anfallenden Abfélle hat entsprechend den geltenden
abfallrechtlichen Bestimmungen zu erfolgen und ist dem Umweltamt des Landratsamtes
Landkreis Leipzig nach Aufforderung nachzuweisen. Die Entsorgung / Verwertung und
Lieferung ist nachweislich und liickenlos zu dokumentieren und auf Verlangen der Unteren
Abfallbehérde vorzulegen.

Nicht kontaminierter Bauschutt ist zur Wiederverwendung vorzubereiten und dem Recycling
zuzufthren (§ 6 Abs. 1 Kreislaufwirtschaftsgesetz — KrWG). Die Vorbereitung zur
Wiederverwendung, das Recycling sowie die Verwertung von Abfallen hat Vorrang vor deren
Beseitigung (§§ 6 Abs. 1 und 7 Abs. 2 Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrwWG).

Wahrend der Bauausfiihrung ist auf die Umsetzung der Gewerbeabfallverordnung in Bezug auf
die anfallenden Bauabfdlle zu achten. Das Getrenntsammlungsgebot der
Gewerbeabfallverordnung ist strikt umzusetzen und zu dokumentieren. Entsprechend § 8 Abs.
1 der Gewerbeabfallverordnung haben Erzeuger und Besitzer von Bauabfillen diese getrennt
nach Abfallarten zu erfassen und vorrangig der Vorbereitung zur Wiederverwendung oder dem
Recycling zuzufihren.

Aus Sicht der unteren Forstbehérde bestehen erhebliche Bedenken gegen den vorgelegten
Bebauungsplan "Ostlich Grunaer Bucht" (inklusionscampingplatz).

Der vorgelegte Bebauungsplan betrifft Waldflachen im Sinne des S&chsischen Waldgesetzes
(SéchsWaldG). Zu einem groRen Teil handelt es sich um Aufforstungen im Rahmen der Sanierung des
Tagebaus Espenhain.

Bereits im Jahr 2012 wurde die Planung eines Campingplatzes ins Auge gefasst. Im Jahr 2015
erfolgten nach fortschreitender Planung Absprachen mit der zusténdigen unteren Forstbehérde (UFB).
Demnach (wie auch dem Festlegungsteil zur 1. Anderung des Flachennutzungsplanes (FNP) unter
Punkt 16.1.1 zu entnehmen) wurde durch die Gemeinde zugesichert, dass insbesondere in die durch
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die Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH (LMBV) im Rahmen der
Rekultivierung aufgeforsteten Flachen keine Eingriffe im Zusammenhang mit der Etablierung eines
Campingplatzes erfolgen sollen. Auf einzuhaltende waldgesetzliche Mindestabsténde wurde
hingewiesen. Unter diesen Voraussetzungen erfolgte eine Zustimmung durch die UFB.

Im Voraus zu dem hier vorgelegten Vorentwurf fanden mehrere Gesprache sowie eine gemeinsame
Vor-Ort-Begehung statt. Ergebnisse, Vereinbarungen, Hinweise und Bedenken dieser Besprechungen
fanden in dem hier vorgelegten Dokument offensichtlich keine Beachtung.

Die vorgelegten Unterlagen enthalten keinen Variantenvergleich bzw. eine Variantenuntersuchung zu
unterschiedlichen Mbglichkeiten der Verwirklichung des Inklusions-Campingplatzes. Es werden
lediglich frihere Planbilder (ohne Legende) aus diversen Machbarkeitsstudien und Konzepten, welche
nicht dasselbe Planungs-Ziel bzw. dieselben Anforderungen hatten, aneinandergereiht. Insbesondere
werden nicht verschiedene Varianten der notwendigen Eingriffe dargelegt bzw. wird auf eine mégliche
Anordnung der geplanten Bestandteile auRerhalb der vorhandenen Waldflachen und unter Beachtung
des 30m-Mindestabstandes von Geb&uden zu vorhandenen Waldfldchen eingegangen. Die zwingende
Notwendigkeit, dass das geplante Projekt (Inklusionscampingplatz) nur in dieser Variante umsetzbar
ist wurde nicht ausreichend dargelegt und begriindet. Dies gilt vor allem fur die Notwendigkeit des
geplanten Restaurants wie auch der bis zu 60m breiten Sichtschneisen inmitten der etablierten
Waldflache! Die in der Begrindung angesprochenen hohen 6kologischen und nachhaltigen
Grundsétze sind aus forstrechtlicher und forstfachlicher Sicht nicht erkenn- und nachvoliziehbar.

Die gewahlte Vorzugs-Variante ist mit Abstand die mit dem erheblichsten Eingriff in Natur und
Landschaft. Aus Sicht der unteren Forstbehérde wurde § 1a Abs. 2 BauGB nicht ausreichend
Rechnung getragen. Demnach soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen und als
Wald genutzte Flachen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden.

Neben der Umwandlung von Waldflachen ist von einer erheblichen negativen Auswirkung auf die
verbleibenden Waldflachen zu rechnen. Durch die geplante Anlage der bis zu 60m breiten
Sichtschneisen wird eine kompakte Waldflache in mehrere Splitterflachen zerlegt; teilweise mit einer
Grofe unter 1 ha. Hinzu kommen zu erwartende negative Einflisse (Standfestigkeit, Einwirkungen von
Wind und Sonne etc.) durch Schaffung neuer WaldauRenrénder in einem gewachsenen Bestand.

Die von der LMBV erarbeitete Vorzugslésung der dueren, infrastrukturellen Erschlieung fur die
kanftigen Nutzungsareale ist der unteren Forstbehdrde nicht bekannt. Eine Beteiligung in diesem
Verfahren erfolgte nicht. Dementsprechend ist eine forstrechtliche und forstfachliche Einordnung
dessen derzeit nicht méglich.

Wie bereits mehrfach erértert besteht fur die aufgeforsteten Bereiche im Norden des geplanten
Geltungsbereiches aus Sicht unteren Forstbehérde derzeit keine Aussicht auf Erteilung einer
Waldumwandlungserklarung / Waldumwandlungsgenehmigung. Die Flachen befinden sich im
Eigentum der LMBV und wurden durch diese unter Einsatz héchster finanzieller und personeller Mittel
begrindet, gepflegt und so in den derzeitigen vergleichsweise hervorragenden Zustand gebracht. Die
Kulturen zéhlen im Bereich der Tagebaue des Stdraumes Leipzig zu den am besten gelungenen
Rekultivierungsaufforstungen und liegen zudem in einer waldarmen Region, welche aus landes- und
regionalplanerischer Sicht zu den Hauptwaldmehrungsgebieten des Freistaates Sachsen gehéren.

Der geltende Landesentwicklungsplan 2013 legt hinsichtlich des Waldes folgendes fest:

,Fur die Waldmehrung in der Planungsregion sind insbesondere die Kippenflachen der Tagebaue
Zwenkau, Espenhain, Witznitz und in bedeutenden Teilen des Tagebaues Vereinigtes Schieenhain
als landesweiter Schwerpunkt der Waldmehrung méglichst umfassend zu bewalden. Hieraus ergibt
sich eine Erhdhung des Waldanteiles um mindestens 1,5 Prozent. Mit der Waldmehrung in der Region
soll auch den Folgen des Klimawandels entgegengewirkt und den zahlreichen positiven
Wechselwirkungen zur Stabilisierung des Naturhaushaltes, fir die Naherholung, die Lebensqualitat
und damit auch fur die regionale und Uberregionale Standortattraktivitat Rechnung getragen werden.*
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Auch unter dem Aspekt des wirtschaftlichen und zweckma&Rigen Umgangs mit 6ffentlichen Mitteln ist
der Eingriff in diese Aufforstungsflachen duRerst kritisch zu sehen. Entgegen der Darstellungen in der
Begrundung des Vorentwurfes ist der Uberplante, forstrechtlich relevante Bereich laut geltendem
Regionalplan Leipzig-Westsachsen (RP) als Vorbehaltsgebiet — nicht Vorranggebiet - Erholung
ausgewiesen. Entsprechend Raumordnungsgesetz (ROG) handelt es sich hierbei lediglich um einen
Grundsatz, kein Ziel der Regionalplanung. Dem gegeniiber steht, dass insbesondere der Stidraum
Leipzig Schwerpunktregion Waldmehrung entsprechend Landesentwicklungsplan ist. Hierzu formuliert
der LEP 2013 folgendes Ziel:

Z 4.2.2.1 Der Waldanteil im Freistaat Sachsen ist auf 30 Prozent zu erhéhen.
Dazu ist der Waldanteil [...] in der Planungsregion Leipzig-Westsachsen auf 19 Prozent
Waldanteil an der Regionsfldche, [...] zu erhéhen.

Zudem sind die kompakten Aufforstungen bereits vorhanden und seit mehr als 20 Jahren gesicherte
Waldbesténde. Des Weiteren bestehen bereits jetzt erhebliche Schwierigkeiten innerhalb der
Planungsregion bei der Suche von Ausgleichsflachen fur Ersatzaufforstungen in der Nahe des
Eingriffsortes.

Entsprechend verschiedener Grundsétze und Ziele des RP sowie des Sanierungsrahmenplanes
Tagebau Espenhain ist zwar eine touristische und wassergebundene Freizeit- und Erholungsnutzung
ostliche der Magdeborner Halbinsel vorgesehen. Die zwingende Notwendigkeit diese an genau der
hier beplanten Stelle zu errichten und dafur im Rahmen der Rekultivierung aus 6ffentlichen Mitteln
aufgeforstete, gut wiichsige, kompakte Waldflaichen zu roden, in eine andere Nutzungsart
umzuwandeln und zu zerschneiden erschlielt sich aus Sicht der unteren Forstbehérde aus diesen
Festlegungen jedoch nicht. Vielmehr legt Ziel Z.2.3.3.1.2 des RP fest, dass in den ,Gebieten mit bereits
vorhandenem Tourismus® — in welches das Plangebiet fallt — ,[..] unter Wahrung ihrer natur- und
kulturrdumlichen Eigenarten sowie unter Bericksichtigung der begrenzten Belastbarkeit des
Naturaushalts die raumlichen Voraussetzungen [...] fur den Tourismus als Wirtschaftsfaktor nachhaltig
zu sichern und weiterzuentwickeln sind"“.

Aus forstfachlicher und forstrechtlicher Sicht sind die vorhandenen Aufforstungen von einer
Uberplanung mit einer anderen Nutzung als Wald im Sinne des SachsWaldG auszunehmen.

Auch hinsichtlich der bereits entstandenen Sukzessionsflachen ist die Planung der Baugrenzen (auch
unter Beachtung der Abstandsregelungen It. § 25 Absatz 3 SdchsWaldG) im Bebauungsplan so
auszurichten, dass Eingriffe in vorhandene Waldflachen auf ein absolut notwendiges Minimum
beschrankt werden.

Wege durch Waldflachen sind als Waldwege entsprechend § 21 SachsWaldG, unter Beachtung der
Richtlinien fir den Léndlichen Wegebau (RLW) - DWA-A 904-1 in der aktuellen Fassung und jedenfalls
grundsatzlich in ungebundener Bauweise zu errichten. Wald bzw. Waldrénder und Campingplatz /
waldfremde Nutzungen sind unverkennbar voneinander zu trennen. Grundsétzlich ist die ErschlieRung
zur Bewirtschaftung der Waldflachen dauerhaft sicherzustellen. Hierzu ist der Punkt 7.9 ,Geh- und
Fahrrechte® dahingehend zu ergénzen, dass der forstwirtschaftliche Verkehr auf diesen Wegen
grundsétzlich zugelassen ist.

Die vorhandenen Waldflachen sind ebenfalls von der Errichtung von Kleinwindkraftiagen
auszuschlieflen (Punkt 7.1 Absatz 2).

SO ERH 1 (beide Teilflachen), SOERH 3 (Natursportzentrum), SOERH 4 (Surfschule)

Entsprechend § 25 Absatz 3 SachsWaldG ist beim Neubau von baulichen Anlagen mit Feuerstétte
sowie beim Neubau von Geb&uden grundsatzlich ein Mindestabstand von 30m zu vorhandenen
Waldflachen einzuhalten. Bei der Planung der Baugrenzen ist diesem Umstand entsprechend
Rechnung zu tragen. Sogenannte atypische Risikominimierungen, bei denen Ausnahmen von diesen
waldgesetzlichen Regelungen in Betracht kdmen, sind vor Ort derzeit nur fir einen Teilbereich des
stdlichen Abschnittes des SO ERH 1 festzustellen. In den betroffenen Fallen ist einzelfallweise vor
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Beginn des Baus ein begriindeter Antrag auf Unterschreitung des waldgesetzlichen Mindestabstands
entsprechend § 25 Absatz 3 SachsWaldG bei der zustandigen Baurechtsbehérde einzureichen. Die
Entscheidung ergeht im Benehmen mit der UFB.

Im Ubrigen sind alle Baugrenzen so anzupassen, dass der gesetzlich geforderte Mindestabstand von
30m eingehalten wird.

Far die im Bereich der geplanten Surfschule (SO ERH 4) bereits errichteten Anlagen wird zur
abschliefenden forstrechtlichen Beurteilung die Information zur baurechtlichen Einordnung (Gebaude
oder bauliche Anlage) benétigt. Die entsprechende Information ist nachzureichen.

Hinweis

Bestandsaufnahme Punkt 5.1 Beschreibung des Plangebietes Absatz 4:

Der sukzessive Bewuchs filhrte ebenfalls zur Entstehung von Wald im Sinne SachsWaldG. Ein
entsprechender Hinweis ist zu ergénzen.

Entgegen der Darstellungen in der Begriindung, ist der Antragsteller der Waldumwandlung zusténdig
fur die Konzeption und den Vorschlag der Ersatzaufforstung. Durch die untere Forstbehérde erfolgt im
Rahmen der Bearbeitung des Antrages auf Genehmigung nach § 8 Absatz 1 SachsWaldG eine
Beurteilung, ob die vorgeschlagene MaRnahme als ErsatzmaRnahme geeignet und ausreichend ist.

Agrarstruktur
Aus Sicht der Agrarstruktur sind folgende Hinweise zu beachten:

- Die Landwirtschaftsflachen im Plangebiet werden aktuell durch die Wachauer Agrar und
Transport GmbH mit Sitz in Markkleeberg bewirtschaftet.

- Der Landwirtschaft durfen nur Flachen entzogen werden, die gemaR Baufortschritt und
notwendiger Sicherungsmalnahmen erforderlich sind.

- Jede Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflichen ist auf das unvermeidbare Maf zu
beschranken.

- Nachteilige Eingriffe in die landwirtschaftliche Bewirtschaftung der Nachbarflachen, einschl. der
Wege und Feldzufahrten sind méglichst gering zu halten.

- Erforderliche KompensationsmaRnahmen sollten grundsétzlich nicht zu Lasten weiterer
landwirtschaftlicher Nutzflache erfolgen, sondern eher schon durch Realisierung dieser im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes.

- Bei Anpflanzungen (Eingriinung) an den Plangebietsgrenzen sind die Abstandsflachen zu den
Landwirtschaftsflachen entsprechend des Sachsischen Nachbarrechtsgesetzes (§10)
einzuhalten.

Landliche Neuordnung
Das Vorhaben liegt innerhalb der Flurbereinigungsgebiete Dreiskau-Muckern und Rétha-Ost (siehe
Anhang ,Landliche Neuordnung").

Der Flurbereinigungsplan Dreiskau-Muckern ist ausgefuhrt, die éffentlichen Biicher sind berichtigt. Mit
den Schiuf¥feststellungsbescheid fur das Flurbereinigungsverfahren Dreiskau-Muckern ist im 4. Quartal
2022 zurechnen. Das Flurbereinigungsverfahren endet mit der Zustellung der unanfechtbar
gewordenen Schlussfeststellung an die Teilnehmergemeinschaft Dreiskau-Muckern.

In der Ortlichkeit vorhandene Vermessungszeichen und Grenzmarken unterliegen, soweit sie nicht
bereits nach § 27 des S&chsischen Vermessungs- und Katastergesetzes geschitzt sind, dem Schutz
des § 17 des Gesetzes zur Ausfilhrung des Flurbereinigungsgesetzes und zur Bestimmung von
Zustandigkeiten nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz (AGFiurbG) in Sachsen. Diese sind nicht
einzubringen, zu verdndern, zu entfernen, zu beschadigen oder zu zerstéren. Ihre Verwendbarkeit ist
nicht zu beeintrachtigen. Solite dies unumganglich sein, ist die

Teilnehmergemeinschaft Rétha beim Landratsamt Landkreis Leipzig —

Vermessungsamt,

Leipziger Stralle 87,

04552 Borna,
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vorab zu benachrichtigen und mit dieser das weitere Vorgehen abzustimmen.

Sofern im Bereich des Verfahrensgebiets Rotha-Ost hoheitliche Vermessungen stattfinden sollen
(Bildung neuer Flurstiicke und Flurstiicksgrenzen), ist eine Zusammenarbeit mit der
Teilnehmergemeinschaft dringend anzustreben. Dies soll verhindern, dass neue Flurstiicke gebildet
werden die den Planungen der Teilnehmergemeinschaft zuwiderlaufen.

Die Zustimmung nach § 34 FlurbG wird erteilt. Diese Zustimmung gilt nur firr die vorliegende Planung
und ersetzt keinerlei andere fir dieses Vorhaben erforderliche Genehmigung, Erlaubnis, Zustimmung
etc., insbesondere auch nicht die Zustimmung der Grundstiickseigentiimer oder sonstiger Berechtigter.
Die Zustimmung als solche ist keine Zuteilungszusage.

Zur BerUlcksichtigung des Vorhabens in der Flurbereinigung bittet die Teilnehmergemeinschaft Rétha
um Zusendung des genehmigten Bebauungsplanes in digitaler Form (Dxf, oder ...).

StraBenverkehrsamt

Prinzipiell bestehen keine verkehrsrechtlichen Einwénde. Es wird jedoch als duferst problematisch
angesehen, dass Areal mittels einer Kreisverkehrsanlage an die S 242 anzubinden.

Der Kreisverkehr ist nicht als Vorzugslésung anzusehen. Im gesamten Streckenband der S 242 von
Borna (kiinftig ab KP B176/B93/B95) bis Leipzig gibt es keinen einzigen Kreisverkehr. Hier gibt es
lediglich Knotenpunkte mit Abbiegespuren und Vorfahrtsregelung per Verkehrszeichen oder
lichtsignalgesteuerte Knoten. Die LiSt GmbH hatte bereits in Rahmen von Unfallkommissionen auf die
Problematik der Anlage von Kreisverkehrsanlagen in Streckenbandern ohne weitere Kreisverkehr
hingewiesen. Demnach kann sich eine solche Praxis eher sogar neue Unfille bewirken. Auch bestehen
Zweifel daran, dass alle 4 Knotenarme annéhernd die gleichen Verkehrsstarken aufweisen wiirden.
Dies wird als ein wichtiges Kriterium fur die Anlage eines Kreisverkehrs angesetzt.

Es empfiehlt sich daher statt der Kreisverkehrsanlage einen lichtsignalgesteuerten Knoten, mit
entsprechenden Abbiegespuren, zu errichten.

OPNV

Gemaf § 1 (6) Nr. 9 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpldne, die Belange des offentlichen
Personennahverkehrs unter besonderer Beriicksichtigung einer auf Vermeidung und Verringerung von
Verkehr ausgerichteten stadtebaulichen Entwickiung zu beriicksichtigen.

In den vorliegenden Unterlagen wurde die verkehrliche ErschlieBung durch den offentlichen
Personennahverkehr fur die verschiedenen Nutzergruppen und deren wichtigen Ziele (Wohnen,
Betriebe, Schulen, Einkaufsméglichkeiten, Arzte, Arbeit und Freizeitméglichkeiten) umfanglich
betrachtet.

Es ist beabsichtigt, dass Plangebiet an den OPNV anzubinden. Sudlich des Kreisverkehrs an der
PlanstralBe ist eine OPNV Haltestelle verortet.

Tourismus

Tourismus und speziell Wassertourismus sind wichtige Wirtschaftsfaktoren des Landkreises Leipzig
geworden. Die wassertouristischen Angebote gewinnen zunehmend an Bedeutung. Mit der
Entwicklung des Siidraumes Leipzig zu einer Erholungs- und Tourismusregion sind unterschiedliche
Erlebensbereiche an den Seen entstanden. Mit der zunehmenden Nutzung der geschaffenen Angebote
des Leipziger Neuseelandes entstehen weitere Bedarfe im Aufbau von Infrastruktur und
Serviceangeboten. Machbarkeiten und Potentiale diesbeziiglich wurden hinreichend gepruit.

Der Landkreis Leipzig unterstitzt deshalb touristische InfrastrukturmaBnahmen und Initiativen in
seinem 2020 fortgeschriebenen ,Kreisentwicklungskonzept 2030. Das beantragte Vorhaben
entspricht dem Leitziel 1.4 ,Ein Tourismusstandort mit Potenzial und ein attraktiver Erholungsraum fiir
die umgebenden Oberzentren* und lasst sich im Teilziel ,Ausbau und Sicherung einer nachhaltigen
touristischen Infrastruktur einschlieflich der Mobilitatsangebote” der MalRnahme 1-59 <Unterstitzung
von Ansiedlungen von innovativen Beherbergungsangeboten” zuordnen.
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Anlage - Offentliche Abfallentsorgung
Allgemeine Rechtsgrundiagen und Vorschriften
Rechtsgrundiagen

. Satzung des Landkreises Leipzig Uber die Vermeidung, Verminderung, Verwertung und
Beseitigung von Abfallen vom 01.01.2019

Unfallverhitungsvorschrift ,Grundsatze der Pravention® (DGUV Vorschrift 1)
Unfallverhtitungsvorschrift ,Mullbeseitigung* (DGUV Vorschrift 43)

Unfallverhiitungsvorschrift ,Fahrzeuge® (DGUV Vorschrift 70)

BG Regel ,Branche Abfallwirtschaft: Teil 1 Abfallsammiung” (DGUV Regel 114 — 601)
Richtlinien fir die Anlage von Stadtstralen RASt 06 (Ersatz fir Empfehlungen fur die Anlage
von Erschliefungsstrallen EAE 85/95)

Arbeitsschutzgesetz

Betriebssicherheitsverordnung

Geréte- und Produktsicherheitsgesetz (GPSG)

9.Verordnung zum Geréte- und Produktsicherheitsgesetz - Maschinenverordnung
Sozialgesetzbuch VIl (SGB VII)

Strallenverkehrs-Ordnung (StVO)

StralRenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO)

Die Umsetzung der geméR Satzung des Landkreises Leipzig bestehenden Anschiusspflicht der
Abfallerzeuger- und Besitzer bedingt insbesondere die notwendigen Voraussetzungen fir die
satzungsgemafe Gestellung und Vorhaltung der von der Kell GmbH bereitgesteliten Abfallbehaiter zu
schaffen.

Nach § 15 Abs. 4 AWS erfolgt die Entsorgung der Abfille mit Spezialfahrzeugen
(Abfallsammelfahrzeug) nur auf &ffentlichen Straken und Wegen.

Ein Anspruch auf Abholung bzw. Abfuhr der Abfallbehélter vom bzw. vor dem Grundstiick besteht nicht.
Ist eine Zufahrt aufgrund von tatséchlichen und rechtlichen Hindernissen nicht gegeben, so hat der
Anschluss- und Uberlassungspflichtige den Abfallbehalter an der ihrem Grundstiick nachstgelegenen
vom Abfuhrfahrzeug erreichbarer Stelle bereitzustellen.

Der Einsatz von Abfallsammelfahrzeugen ist ohne Gefahrdung von Personen und Sachen nur moglich,
wenn Straflen und Fahrwege die erforderlichen sicherheitstechnischen Anforderungen erfillen.
Entsprechend dirfen Entsorgungsfahrzeuge nur auf Stralen eingesetzt werden, auf denen ein
gefahrioser Betrieb sichergestellt werden kann.

Diesbezlglich haben Verkehrsflachen den Richtlinien fir die Anlage von Stadtstrafen (RASt 06) zu
entsprechen und missen den Anforderungen der Rahmendaten fiir die Entsorgungsfahrzeuge erfullen:

Rahmendaten Entsorgungsfahrzeuge

Breite (ohne AuRenspiegel): 2,55 m
Hohe (ohne Aufbauten): 4,00m
Gewicht: bis 30 t
Lange: ca. 11 m

Aufweitungen von Verkehrsflachen sind bei Kurven notwendig. Es muss gewahrleistet werden, dass
diese von dreiachsigen Entsorgungsfahrzeugen ohne Rangieren befahren werden kénnen. Erweiterte
Anforderungen ergeben sich fir Sackgassen und StichstraBen. Nach den geltenden
Unfallverhitungsvorschriften darf Abfall nur in StraRen eingesammelt werden, wenn die Zufahrt zu den
Mullbehélterstandplatzen so angelegt ist, dass eine Riickwértsfahrt nicht erforderlich ist. VerstoRe
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gegen das Ruckfahrverbot stellen eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 209 Abs. Nr. 1 Siebtes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VII) dar. Demnach muss an deren Ende eine Wendeanlage (Wendekreise,
Wendeschleifen und Wendehammer) entsprechend Ziffer 6.1.1.2 RASt 06 fur dreiachsige
Entsorgungsfahrzeuge vorhanden sein.

Ein- und Ausfahrtswege sowie die Randbereiche der Wendeanlage (inklusive Uberhangflachen)
mussen frei von Beleuchtungsmasten, Strom- und Telekomverteilern sowie Strallenbegleitgriin oder
Ahnlichem sein. Wendeflachen und deren Zufahrten sind frei von parkenden Fahrzeugen zu halten.

Sollte es wéhrend der Bauphase zu Behinderung der Abfallentsorgung kommen, so empfiehlt sich das
organisierte  Verbringen der Abfallbehalter am jeweiligen Entsorgungstag an den/das
Baustellenanfang/-ende. Sofern es zu der Bestimmung eines Alternativstandortes fir die Bereitstellung
der Abfallbehélter Hinweise bedarf, sind die erforderlichen Anfragen rechtzeitig an die Abfallwirtschaft
zu richten. Auf jeden Fall sind jedoch die anliegenden Uberlassungspflichtigen als auch die zustéandigen
Entsorgungsunternehmen durch den Auftraggeber oder dessen beauftragte Unternehmen zur
disponiblen Vorkehr rechtzeitig zu informieren.
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LANDESAMT
FUR ARCHAOLOGIE

LANDESAMT FUR ARCHAOLOGIE SACHSEN
Zur Wetterwarte 7 | 01109 Dresden

Biuro Knoblich
Heinrich-Heine-Str. 13
15537 Erkner

Stellungnahme zum Vorhaben
Dreiskau und Goéltzschen, GroBpdsna, Rodgener Weg, Bebauungsplan
,»,Ostlich Grunaer Bucht” (Vorentwurf), Lkr. Leipzig

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank flr die Zusendung der Planunterlagen zu o.g. Vorhaben. Im Rah-
men der Beteiligung der TOB gibt das Landesamt fur Archaologie folgende
Stellungnahme ab:

Die archaologische Relevanz des Vorhabenareals belegen archéologische
Kulturdenkmale aus dem Umfeld, die nach § 2 SachsDschG Gegenstand des
Denkmalschutzes sind (bronzezeitliches Gréaberfeld, slawische Siedlung [D-
18440-03)).

Vor Beginn von Bodeneingriffen im Rahmen von ErschlieBungs- und Bauar-
beiten missen durch das Landesamt fiir Archéaologie im von Bautétigkeit be-
troffenen Areal archaologische Grabungen durchgefiihrt werden. Auftretende
Befunde und Funde sind sachgerecht auszugraben und zu dokumentieren.

Diese beiden Satze sind als Hinweise in den Bebauungsplan aufzunehmen,
um die Untere Bauaufsichtsbehérde und den kinftigen Vorhabentrager oder
Bauherren von der Genehmigungspflicht zu informieren.

Nach § 14 SachsDSchG bedarf der Genehmigung der Denkmalschutzbe-
horde, wer Erdarbeiten etc. an einer Stelle ausfuhren will, von der bekannt
oder den Umstanden nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale be-
finden.

Der Vorhabentrager wird im Rahmen des Zumutbaren an den Kosten beteiligt
(8 14, Abs. 3 SachsDschG).

Der zeitliche und finanzielle Rahmen der Ausgrabung sowie das Vorgehen
werden in einer zwischen Vorhabentrager und Landesamt fiir Archaologie ab-
zuschlieBenden Vereinbarung verbindlich festgehalten.

Mit freundlichen GrifRen

Dr. Harald Stauble
Referatsleiter Gro3projekte / Kreis Leipzig

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift guiltig.
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SACHSISCHES LANDESAMT FUR UMWELT, LANDWIRTSCHAFT UND GEOLOGIE
Postfach 540137 | 01311 Dresden

per E-Malil
beteiligung@bk-landschaftsarkchitekten.de

Biro Knoblich
Heinrich-Heine-Stralle 13
15537 Erkner

Bebauungsplan ,,Ostlich Grunaer Bucht“ der Gemeinde GroRpésna -
Vorentwurf

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit diesem Schreiben erhalten Sie die Stellungnahme des S&chsischen
Landesamtes fur Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) als Trager
offentlicher Belange.

Wir weisen darauf hin, dass im LfULG nur die Belange

- Fluglarm

- Anlagensicherheit / Storfallvorsorge
- natlrliche Radioaktivitat

- Fischartenschutz und Fischerei und
- Geologie

Gegenstand der Prifung sind. Die Prifung weiterer Belange ist auf Grund
fehlender Zustandigkeit nicht moglich.

Wir haben die Priifung und Einschatzung u.a. auf der Grundlage des In-
halts der unter den Gliederungspunkten 2.1 und 3.1 angegebenen Unterla-
gen vorgenommen:

1 Zusammenfassendes Priifergebnis

Aus Sicht des LfULG stehen dem Vorhaben als solchem keine grundséatzli-
chen Bedenken entgegen.

Im Rahmen weiterer Planungen zur Bebauung bestehen jedoch Anforde-
rungen zum Radonschutz, die zu beachten sind. Zur Begriindung und zu
weiteren Hinweisen der natlrlichen Radioaktivitat siehe Gliederungspunkt
2.

Wir empfehlen auRerdem, im Rahmen der weiteren Planbearbeitung die in
Punkt 3 folgenden geologischen Hinweise zu berlcksichtigen.

Seite 1 von 6

Ihr/-e Ansprechpartner/-in
Rainer Clausnitzer

Durchwahl
Telefon +49 351 2612-2110
Telefax +4935126122099

rainer.clausnitzer@
smekul.sachsen.de

lhr Zeichen
Projekt 21-027

lhre Nachricht vom
06.07.2022

Aktenzeichen
(bitte bei Antwort angeben)
21-2511/316/13

Dresden, 04.08.2022

T&'JZ:'C& f&r
i Jaées Lebew.

www.lfulg.sachsen.de

Hausanschrift:

Séachsisches Landesamt fir
Umwelt, Landwirtschaft und
Geologie

Abteilung 2
August-Bockstiegel-Strale 3,
01326 Dresden

www.sachsen.de

Verkehrsverbindung:
Buslinie 63, 83 und Linie P Halte-
stelle Pillnitzer Platz

Fir Besucher mit Behinderungen
befinden sich gekennzeichnete
Parkplatze vor dem Haus August-
Bockstiegel-Stralle 1



Die Belange des Fluglarms, der Anlagensicherheit / Storfallvorsorge sowie des Fischar-
tenschutzes bzw. der Fischerei sind nicht berthrt.

2 Natlrliche Radioaktivitat
2.1 Unterlagen

[1] Kataster flr Natlrliche Radioaktivitdt in Sachsen, basierend auf Kenntnissen
Uber den Altbergbau, Uranerzbergbau der Wismut und Ergebnissen aus dem
Projekt ,Radiologische Erfassung, Untersuchung und Bewertung bergbaulicher
Altlasten® (Altlastenkataster) des Bundesamtes fiir Strahlenschutz.

[2] Gesetz zum Schutz vor der schadlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strah-
lenschutzgesetz - StrlISchG) vom 27. Juni 2017 (BGBI. | S. 1966), das zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2021 (BGBI. | S. 1194) geandert wor-
den ist.

[3] Verordnung zum Schutz vor der schadlichen Wirkung ionisierender Strahlung
(Strahlenschutzverordnung - StrISchV) vom 29. November 2018 (BGBI. | S.
2034, 2036), die zuletzt durch Artikel 1 der dritten Verordnung zur Anderung der
Strahlenschutzverordnung vom 8. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4645) geandert
worden ist.

[4] Allgemeinverfiigung zur Festlegung von Gebieten zum Schutz vor Radon-222 in
Innenrdumen nach 8§ 121 Absatz 1 Satz 1 des Strahlenschutzgesetzes vom 19.
November 2020 (SachsABI. S. 1362).

2.2 Prufergebnis
Das Plangebiet befindet sich ...

- in keiner radioaktiven Verdachtsflache und gegenwartig [1] liegen uns auch kei-
ne Anhaltspunkte Uber radiologisch relevante Hinterlassenschaften vor,

- aulBerhalb eines festgelegten Radonvorsorgegebietes [4] und nach unseren Er-
kenntnissen in einer als unaufféllig bezuglich der zu erwartenden durchschnittli-
chen Radonaktivitatskonzentration in der Bodenluft charakterisierten geologi-
schen Einheit.

Zum vorliegenden Vorhaben bestehen derzeit keine Bedenken. Jedoch sind im Rah-
men weiterer Planungen zur Bebauung die nachfolgenden Anforderungen zum Radon-
schutz zu beachten.

2.3  Anforderungen zum Radonschutz

Das Strahlenschutzgesetz (88 121 - 132 StrlSchG) [2] und die novellierte Strahlen-
schutzverordnung (88 153 - 158 StrISchV) [3] regeln die Anforderungen an den Schutz
vor Radon. Dabei wurde ein Referenzwert von 300 Bg/m3 (Becquerel pro Kubikmeter
Luft) far die Uber das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitdtskonzentration in der Luft in
AufenthaltsrAumen und an Arbeitsplatzen in Innenraumen festgeschrieben.

Wer ein Geb&dude mit Aufenthaltsraumen oder Arbeitsplatzen errichtet, hat grundséatz-
lich geeignete MaRhahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu
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verhindern oder erheblich zu erschweren. Diese Pflicht gilt als erfillt, wenn die nach
den allgemein anerkannten Regeln der Technik erforderlichen MalRhahmen zum
Feuchteschutz eingehalten werden.

Wer im Rahmen baulicher Veranderung eines Gebaudes mit Aufenthaltsraumen oder
Arbeitsplatzen MalBnahmen durchfiihrt, die zu einer erheblichen Verminderung der
Luftwechselrate fuhren, soll die Durchfiihrung von Mal3nahmen zum Schutz vor Radon
in Betracht ziehen, soweit diese MalRnahmen erforderlich und zumutbar sind.

Mit Inkrafttreten am 31.12.2020 wurden per Allgemeinverfigung [4] Gebiete nach § 121
Abs. 1 Satz 1 Strahlenschutzgesetz [2] festgelegt. Fir diese sogenannten Radonvor-
sorgegebiete wird erwartet, dass die Uber das Jahr gemittelte Radon-222-
Aktivitatskonzentration in der Luft in einer betrachtlichen Zahl von Gebauden mit Auf-
enthaltsraumen oder Arbeitspléatzen den Referenzwert von 300 Bg/m? tberschreitet. In
diesen Gebieten sind besondere Anforderungen an den Schutz vor Radon zu erfillen.
Die Allgemeinverfigung sowie alle weiterfihrenden Informationen sind unter
www.radon.sachsen.de nachzulesen.

Aber auch au3erhalb der festgelegten Radonvorsorgegebiete kann nicht mit Sicherheit
ausgeschlossen werden, dass auf Grund lokaler Gegebenheiten und der Eigenschaften
des Gebaudes hinsichtlich eines Radonzutrittes dennoch erhfhte Werte der Radonak-
tivitatskonzentration in der Raumluft auftreten kénnen. Daher empfehlen wir generell
dem vorsorgenden Schutz vor Radon besondere Aufmerksamkeit zu widmen.

2.4  Allgemeine Hinweise zum Radonschutz

In der Broschire ,Radonschutzmalnahmen - Planungshilfe flir Neu- und Bestandsbau-
ten® (https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126) sind die Moglichkeiten zum
Radonschutz praxisnah erlautert. Diese Broschire kénnen Sie kostenlos herunterla-
den.

Bei Fragen zu Radonvorkommen, Radonwirkung und Radonschutz wenden Sie sich
bitte an die Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen:

Staatliche Betriebsgesellschaft fir Umwelt und Landwirtschaft - Radonberatungsstelle:
» Dresdner StralRe 183, 09131 Chemnitz

> Telefon: (0371) 46124-221
Telefax: (0371) 46124-299
E-Mail: radonberatung@smekul.sachsen.de
Internet: www.smul.sachsen.de/bful

https://www.bful.sachsen.de/radonberatungsstelle.html
Beratung werktags per Telefon oder E-Mail; zusatzlich besteht die Mdglichkeit
einer Vereinbarung individueller personlicher Beratungstermine.
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3 Geologie
3.1 Unterlagen

[1] Schreiben des Biro Knoblich vom 06.07.2022, Betreff: Vorentwurf des Bebau-
ungsplans ,Ostlich Grunaer Bucht‘ Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Tréger offentlicher Belange gemal? § 4 Abs. 1 BauGB, Abstimmung mit den
Nachbargemeinden gemaRR § 2 Abs. 2 BauGB und Offentlichkeitsbeteiligung
gemal § 3 Abs. 1 BauGB

[2] Als Anlage von [1] Ubermittelte Unterlagen Vorentwurf Bebauungsplan ,Ostlich
Grunaer Bucht® vom 27.06.2022, bestehend aus
¢ Zeichnerischen Festsetzungen im Mal3stab 1:500 (Teil A),
¢ Textlichen Festsetzungen und Hinweise (Teil B)

e Begrundung
e Umweltbericht

[3] Geologische Karte der eiszeitlich bedeckten Gebiete von Sachsen
(GK50_Eiszeit), Mal3stab: 1:50.000, digitale Version.

[4] Lithofazieskarte Tertiar (GK50_LKT), Mal3stab: 1:50.000, digitale Version.

[5] Geodatenarchiv des Landesamtes fir Umwelt, Landwirtschaft und Geologie
(LFULG).

[6] RStO 12: Richtlinien fur die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsfla-
chen. Forschungsgesellschaft fur StralRen- und Verkehrswesen e.V., Arbeits-
gruppe Infrastrukturmanagement, Kéln, 2012.

[7] Arbeitsblatt DWA-A 138: Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versicke-
rung von Niederschlagswasser. Deutsche Vereinigung fur Wasserwirtschaft,
Abwasser und Abfall e. V., Hennef, 2005.

3.2 Prufergebnis

Aus geologischer Sicht bestehen mit derzeitigem Kenntnisstand keine Bedenken gegen
das in [1] und [2] beschriebene Vorhaben.

Im Rahmen der weiteren Planungen empfehlen wir die nachfolgenden Hinweise zu
bertcksichtigen und bitten darum diese an den geeigneten Stellen in die Planunterla-
gen einzuarbeiten.

3.3 Hinweise
3.3.1 Geologie/Baugrund

Im Plangebiet sind unter geringmachtigen Bodenbildungen und mdglicherweise zu er-
wartenden begrenzten anthropogenen Auffillungen mehrere Meter méachtige glazigene
Sande zu erwarten. Diese kdnnen gebietsweise von geringméachtigen Lehmen (Ge-
schiebelehme) tberdeckt sein. Im Liegenden schlieBen sich machtige tertiare Sedi-
mente an. Dabei handelt es sich um schluffige Sande. In gréReren Teufen werden die-
se zunehmend von schluffig tonigen Lagen durchzogen. Ebenso sind Braunkohlefléze
zu erwarten. Der Festgesteinsuntergrund wird von Grauwacken gebildet. [3] bis [5]

Nordlich des Plangebietes schliefdt sich direkt das Restloch des ehemaligen Tagebau-

es Espenhain (Stérmthaler See) an. Beziglich der Standsicherheit der hier befindlichen
anthropogen angelegten Béschungen empfehlen wir die Beteiligung der LMBV
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Im Vorfeld von BaumalRhahmen wird die Durchfiihrung von orts- und vorhabenskonkre-
ten Baugrunduntersuchungen nach DIN EN 1997 und DIN 4020 empfohlen. Der geo-
technische Bericht dazu sollte u. a. Aussagen zur Baugrundschichtung, zu den Grund-
wasserverhaltnissen sowie die Ausweisung von Homogenbereichen (einschlief3lich
Eigenschaften und Kennwerten) hinsichtlich der gewéhlten Bauverfahrensweisen (z. B.
Erdarbeiten) enthalten. Zudem sollten die geplanten Mal3hahmen nach DIN EN 1997
einer geotechnischen Kategorie zugeordnet werden, die den notwendigen Umfang an
Erkundungsmaflinahmen und an zu erbringenden Nachweisen eingrenzt. Falls sich
bautechnische Vorgaben dndern oder auch die angetroffenen geologischen Verhaltnis-
se von den erkundeten abweichen, sollte eine Uberprifung und ggf. Anpassung der
jeweiligen Baugrunduntersuchung erfolgen.

Bei der Herstellung von Verkehrswegen nach RStO 12 [6], ist das Plangebiet der
Frosteinwirkungszone Il zuzuordnen.

3.3.2 Hydrogeologie

Aufgrund der stattgefundenen Bellftungs- und Mobilisierungsprozesse (Pyrit- und Mar-
kasitverwitterung) in den tertidren Schichtfolgen im Zuge des umfangreichen Braunkoh-
lenbergbaus in der Umgebung ist das Vorhandensein hdher bis hoch mineralisierter,
saurer (pH-Wert < 6) und nach DIN 4030 als betonaggressiv einzustufender Grund-
wasser am Standort gegenwartig und zukinftig zu erwarten. Sofern zu errichtende
Bauteile aktuell oder zukiinftig Grundwasserkontakt haben kénnen, wird empfohlen
entsprechend resistente Baustoffe zu verwenden.

Nach [2] / Begrindung soll das anfallende Niederschlagswasser im Plangebiet ge-
sammelt, genutzt und durch Mulden oder Mulden-Rigolen-Systeme versickert werden.
Fir die Anlagen zur Versickerung des unbelasteten Niederschlagswassers wird emp-
fohlen die Versickerungsfahigkeit des Untergrundes ortskonkret nachzuweisen und die
Anlagen gemaR Arbeitsblatt DWA-A 138 [7] zu planen, zu errichten und zu betreiben.

3.3.3 Geogefahren

Nordlich des Plangebietes schliefdt sich direkt das Restloch des ehemaligen Tagebau-
es Espenhain (Stérmthaler See) an. Beziiglich der Standsicherheit der hier befindlichen
anthropogen angelegten Béschungen empfehlen wir die Beteiligung der LMBV

Nach uns vorliegenden Daten befinden sich im nérdlichen und in westlichen Bereich
des Plangebietes unterirdische Hohlrdume nach § 8 Sachsische Hohlraumverordnung
(SachsHohIrvVO). Eine grobe lagemalRige Abgrenzung der Hohlraumgebiete kann im
Internet unter der URL www.bergbau.sachsen.de/8159.html erfolgen. Zur Abschétzung
maoglicher Gefahrdungen empfehlen wir die Beteiligung des sachsischen Oberbergam-
tes.

3.3.4 Geodaten

Geologische Informationen in Form von Schichtenverzeichnissen von Bodenaufschlis-
sen konnen bei Interesse unter der URL www.geologie.sachsen.de recherchiert, und
sofern geeignet, in Baugrunduntersuchungen integriert werden. Zur Ubergabe der
Schichtenverzeichnisse senden Sie bitte eine E-Mail - Anfrage an bohrar-
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chiv.lfulg@smul.sachsen.de.

In Auswertung des Geodatenarchivs des LfULG [5] liegen im Plangebiet Bodenauf-
schlisse vor.

Weitere, z. T. interaktive Geodaten, wie geologische, geophysikalische, ingenieurgeo-
logische, hydrogeologische und rohstoffgeologische Karten stehen lhnen ebenfalls un-
ter der URL www.geologie.sachsen.de sowie im Geoportal Sachsenatlas unter
www.geoportal.sachsen.de zur Verfigung.

3.3.5 Anzeige und Ubergabe der Ergebnisse von geologischen Untersuchungen

Geologische Untersuchungen (wie z. B. Erkundungsbohrungen) sowie die dazu geho-
rigen Nachweisdaten sind spatestens zwei Wochen vor Beginn dem LfULG als zustén-
dige Behdrde in Sachsen anzuzeigen (8 8 GeolDG). Spatestens drei Monate nach dem
Abschluss der geologischen Untersuchung sind die dabei gewonnenen Fachdaten
(Messdaten, Bohrprofile, Laboranalysen, Pumpversuche etc.) und spatestens sechs
Monate nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung sind die Bewertungsda-
ten (Einschatzungen, Schlussfolgerungen, Gutachten) an die zustandige Behérde in
Sachsen (LfULG) zu tbermitteln (8 9, 10 GeolDG).

Wir bitten um Ubernahme eines entsprechenden Hinweises in die Planunterlagen.

Informationen zur Anzeige sowie zur Erfassung und Auswertung von Daten geologi-
scher Bohrungen sind unter der URL www.geologie.sachsen.de unter dem Link ,Bohr-
anzeige“ verfugbar. Eine Bohranzeige kann Uber das Portal ,ELBA.Sax“ elektronisch
erfolgen (https://antragsmanagement.sachsen.de/ams/elba).

Die Regelungen des § 15 des Sachsischen Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzge-
setzes (SachsKrwBodSchG) zur Ubergabe von Ergebnisberichten aus Erkundungen
mit geowissenschaftlichem Belang (Erkundungsbohrungen, Baugrundgutachten, hyd-
rogeologische Untersuchungen o. &.) durch Behorden des Freistaates Sachsen, der
Landkreise, Kreisfreien Stadte und Gemeinden sowie sonstigen juristischen Personen
des offentlichen Rechts an das LfULG bleiben vom GeolDG unberuhrt.

Mit freundlichen GrifRen

gez.
Rainer Clausnitzer
Sachbearbeiter Grundsatzangelegenheiten

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift guiltig.
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Gemeindeverwaltung Grol3pdsna
Im Rittergut 1
04463 Grol3pdsna

GroRRposna 11.8.22

Stellungnahme zum Vorentwurf Bebauungsplan ,Ostlich Grunaer Bucht‘ der Gemeinde
GroRposna

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach Einsichtnahme in die Unterlagen kommt die Fraktion Biindnis90/Die Griinen im Gemeinderat
GroRRpodsna zu dem Schluss, dieser Bebauungsplan ist abzulehnen.

Begriindung:

1. Unvereinbarkeit mit dem Regionalplan/Braunkohleplan Tagebau Espenhain

a) Der Regionalplan flhrt aus, daR der Hauptschwerpunkt fir Freizeit und Erholung der
Bereich der kiinftigen Magdeborner Hl sein soll.

b) Ein wassersportliches Zentrum (Segelhafen/Regattastrecke) werden auf der
Magdeborner HI genannt.

c) Allein ein 'Badestrand' ist fiir Ostlich Grunaer Bucht vorgesehen. Den gibt es bereits:
150m lang mit Surfschule. Hier macht der BKP einen eindeutigen Unterschied zwischen
Badestrand und Strandbad.

d) Ein Gberregionales Strandbad ein Wassersportzentrum sind ausdricklich nicht far
'Ostlich Grunaer Bucht' vorgesehen.

d) Eine Wohnbebauung fir dauerhaftes Wohnen ist NICHT vorgesehen (es handelt sich
um ein Sondergebiet Erholung). Die Planung des SEB 2 Wohngruppen (die Bewohner sind
dort nicht temporar ,,zur Erholung” untergebracht, It. SEB) ganzjdhrig im
Campingplatzareal zu bauen ist nicht vom BKP (und auch nicht vom FNP) vorgesehen und
somit nicht genehmigungsfahig.

Im BKP finden sich sehr eindeutige Einordnungen fiir naturschutzfachliche Aspekte:

e) "Nutzungsanspriiche von Wegefiihrungen auf der Grundlage einer Bestandskartierung
der geschiitzten Tier- und Pflanzenarten sowie der nach § 26 geschiitzten Biotope
festzulegen. Dabei sind auch Revieranspriiche fiir ausgewahlte Tierarten ... und
besondere Standorte seltener Pflanzen ... zu berucksichtigen." Demnach ware das



gesetzlich geschiitzte Biotop Rohricht und alle Brutstatten wertgebender Arten zu
erhalten und von Erschliessungmassnahmen auszusparen.

f) "westlich des Strandbads Stérmthal als so genannte ,,Pufferzone” zum angrenzenden
Vorranggebiet Natur und_Landschaft als gewisser Schwerpunkt zu betrachten" - diese
"Pufferzone" ist per se der Griinzug (aus Rohricht, Offenland und Wald), welcher sich von
Biwakplatz am &stlichsten Eckpunkt des See bis ins Plangebiet Ostlich Grunaer Bucht
zieht.

Im Folgenden die einschlagigen Zitate aus dem BKP Tagebau Espenhain in Bezug auf den
Stérmthaler See:

BKP Tagebau Espenhain S. 49

"Im kiinftigen Stormthaler See bestehen sowohl fiir die Einordnung von Freizeit- und
Erholungsmoglichkeiten als auch fiir die Entwicklung von Natur und Landschaft geeignete
Voraussetzungen. Der Hauptschwerpunkt fir Freizeit und Erholung ist der Bereich der
kiinftigen Magdeborner Halbinsel. Hier ist vorgesehen, ein Wassersportzentrum zu
entwickeln. Dazu sollen im Ostbereich der ehemaligen Tagebauausfahrt eine internationale
Ruder- und Kanuregattastrecke, stidostlich der Halbinsel ein Segelhafen und 6stlich der
Goselaue ein Badestrand eingeordnet werden. Stidlich der Ortslage Stormthal sollen
bezogen auf den ortlichen Bedarf die Voraussetzungen fiir wassergebundene Freizeit- und
Erholungsmaoglichkeiten geschaffen werden. Kommunale informelle Planung sieht dafir die
Gestaltung eines Strandbads vor."

S. 63 - Ziel 25 - Erholung (Restsee mit Uferbereichen)

"Am Stormthaler See sind am Sudufer 6stlich der Magdeborner Halbinsel ein

Badestrand einzurichten und am Ostufer im Bereich der Ortslage Stormthal die
bdschungsseitigen Voraussetzungen fiir die Anlage eines Strandbads herzustellen.

Im Bereich der Magdeborner Halbinsel (Grunaer Bucht) sind die béschungs- und
flachenseitigen Voraussetzungen fir die Entwicklung eines

Wassersportzentrums mit

e einem Segelhafen und

e einer Ruder- und Kanuregattastrecke mit internationalem Ausbaustandard

herzustellen."

S 64

"Der kiinftige Stormthaler See besitzt durch seine Lage und GréRe fiir die Entwicklung von
Freizeit und Erholung geeignete Voraussetzungen. Wahrend siidlich der Ortslage Stérmthal
die Erholungsnutzung durch Einordnung eines Strandbads vorrangig lokale Freizeitanspriiche
berlicksichtigen soll, ist der Stidwestbereich des Sees mit der Magdeborner Halbinsel und
angrenzenden Uferbereichen als Hauptstandort fiir die Entwicklung von Freizeit- und
Erholungsnutzungen mit dem Kernbereich eines Wassersportzentrums in der Grunaer
Bucht vorgesehen. Dazu liegen das , Entwicklungskonzept Gruna (Nutzungs- und
Gestaltungskonzept, Stand 11/98)“ bzw. ein durch die Gemeinde GroRp6sna und den
Sachsischen Kanuverband in Zusammenarbeit mit der LMBV mbH erstellter Rahmenplan fir
die Magdeborner Halbinsel vor, welche auch die Grundlage flr weitere Detailplanung
bilden."

S. 65
"Die MaRnahmen der erweiterten Erschlielung basieren auf kommunalen
Planungsabsichten innerhalb des Vorentwurfs zur Rahmenplanung Markkleeberger See



sowie zu Landschaftsplanungen zum Bereich des Stormthaler Sees. Die vorgesehene
Wegenetzplanung beriicksichtigt Knotenpunkte des OPNV (SBahn- u. StraBenbahnanschluss,
Busverbindungen) sowie die im Tagebaurandbereich verlaufenden Radwanderwege und
vorhandene Aussichtspunkte und orientiert sich an der angemessenen Umgehung von
Okologisch schutzwirdigen Bereichen. Dazu wird empfohlen, die unterschiedlichen
Nutzungsanspriiche von Wegeflihrungen auf der Grundlage einer Bestandskartierung der
geschitzten Tier- und Pflanzenarten sowie der nach § 26 geschiitzten Biotope festzulegen.
Dabei sind auch Revieranspriiche flir ausgewahlte Tierarten (z. B. Wachtelkonig, Lebensraum
sudlich des Markkleeberger Sees) und besondere Standorte seltener Pflanzen (z. B.
Orchideen) zu beriicksichtigen. Unter Beachtung des Aspekts der weiteren Entwicklung von
naturschutzrelevanten Bereichen ist z. B. auch die Wegenetzgestaltung fir den Bereich
westlich des Strandbads Stormthal als so genannte ,,Pufferzone” zum angrenzenden
Vorranggebiet Natur und Landschaft als gewisser Schwerpunkt zu betrachten. Als besonders
wichtiger Bestandteil des Wegenetzes am Stormthaler See ist der 20 km lange Rundweg um
den See mit seinen 11 Anbindepunkten an das 6ffentliche StraRennetz zu nennen."

S. 64

"Ostlich der Magdeborner Halbinsel bestehen in der durch Einbeziehung der vom Kiesabbau
hinterlassenen kleinen Hohlform entstehenden Bucht gute Voraussetzungen fiir die
Einordnung eines Segelhafens. Die dazugehdrigen Anlagen und Einrichtungen sind als
Bestandteil des zu entwickelnden Wassersportzentrums auf der Magdeborner Halbinsel
einzuordnen. Die dritte Saule des zu entwickelnden Wassersportzentrums bildet neben der
Regattastrecke und dem Hafen die Einordnung eines Badestrands 6stlich des Hafens. Durch
die Erschlieung des Bereichs lber die K 7924 (s. Ziel 30) bestehen geeignete
Voraussetzungen fiir eine Uberregionale Nutzung des kiinftigen Wassersportzentrums."

2. Umweltschutz

Die in der Begriindung zum Vorentwurf Teil2: Umweltbericht zum Bebauungsplan
dargelegten Bewertungen zu den Schutzgiitern:

a) Schutzgut Flache: Die im BGB §1 beschriebene Maxime der Minimierung von
Flachenverbrauch ist mit diesem B-Plan nicht eingehalten worden. Die Priifung der
Alternativen Flachen auf der Magdeborner HI (ErschlieBungen der Medien und der
Infrastruktur fiir den MIV sind vorhanden) ist nicht vorgenommen worden. Es wird zu
einer massiven Flachenversiegelung und Eingriffen in das Landschaftsbild kommen.

b) Boden
Die BaumalBnahmen werden den vorhandenen Boden, der die jetzige Artenvielfalt
der Flora mit seltenen Arten hervorgebracht hat, so verandern, dass diese Arten
massiv leiden werden, wenn nicht ganz und gar verschwinden.

3. Klima und Luft
Das Klima wird durch den zusatzlichen MIV (insgesamt fast 500 Stellplatze mit
teilweise mehrmals taglich wechselnden Nutzern) erheblich belastet durch C=2-
Ausstol3. Aber auch das Mikroklima im Gebiet wird durch Rodungen zum negativen
verandert. Die vorhanden CO2-Senken werden teilweise devastiert und ob sich Neu-
Anpflanzungen unter den Diirre-Prognosen so entwickeln werden, wie Illustrationen
des Planers das suggerieren, ist mehr als fraglich. Wir leben mitten im Klimawandel
mit deutlich weniger Niederschlagen in der Leipziger Tieflandsbucht als das



langjdhrige Mittel der Vergangenheit. Diesem Aspekt wird in keiner Weise Rechnung
getragen.

Biotope und Flora

Im Umweltbericht des Planungsbiiros werden die einzelnen Biotope beschrieben und
bewertet. Das Artenschutzgutachten weist ausdriicklich darauf hin, dass hier der
Biotop-Mix den aulRergewdhnlichen Artenreichtum hervorgebracht hat und das
Gebiet als Gesamtheit so einmalig macht, dass es ohne weiteres als Naturschutz-
oder gar als FFH-Gebiet ausgewiesen werden kann.

Das Rohricht und die darin lebende Arten sind auf den Verbund zum dahinter
liegenden Bewuchs bzw. Offenland angewiesen. Die Darstellung im Umweltbericht,
die Arten konnten auf andere R6hrichte am See ausweichen, ist falsch. Denn dort
gibt es den Verbund zu Buschwerk, Offenland und Wald nicht.

Die Betrachtung jeden einzelnen Biotop-Bereichs wird den dort lebenden Arten in
keinster Weise gerecht. Die Formulierung auf S.40 , Insgesamt kann der betrachtete
Raum.....als bereits vorbelastet und vergleichsweise konfliktarm betrachtet werden”
widerspricht deutlich der Realitdt und kann schon als zynisch eingeordnet werden.

Fauna

Auch hier gilt, dass die ,,Bewertung” den Verbund der 4 Biotope missachtet. Die
einzelne Betrachtung wird den dort lebenden Arten in keinster Weise gerecht.
Geschiitzte Amphibien aufgrund ihrer ,,groRen Wanderdistanzen” zu ignorieren stellt
einen VerstoRB gegen geltendes Recht (BNatSchG) dar.

Biologische Vielfalt.

Die landwirtschaftliche genutzte Flache (Campingplatz) wird versucht in diesem
Kapitel als pragend flr das gesamte Areal darzustellen. Das Artenschutzgutachten
beweist, dass sich TROTZ der landwirtschaftlichen Flache in dem Gebiet jede Menge
unter Schutz stehende Arten in grolRer Vielfalt angesiedelt haben. Das geplante
Projekt wird dies komplett verdndern und die Artenvielfalt zerstoren.

Landschaftsbild

Das Landschaftsbild wird in der Tat nicht von der Ackerflache gepragt. Aber entlang
des Rundwegs und entlang des Ufers wird die Natur als pragend so wahrgenommen,
wie sie jetzt ist, sich in den letzten 20 Jahren entwickelt hat. Diese
Naturwahrnehmung wird durch das Bauprojekt komplett verdandert. Die
Wahrnehmung wird dann einen intensiv touristisch gepragte sein mit all den
Infrastrukturen und Gebduden — die Natur wird in den Hintergrund bzw. an den Rand
gedrangt. Nichts wird mehr aussehen wie jetzt. Der im Bericht beschrieben ,hohe
Erholungswert” wird nicht mehr der sein, der jetzt da ist. Nachweisliche (siehe auch
Petition von 2019) suchen Menschen aber genau das, was als Naturraum zu finden
ist.

Mensch und menschl. Gesundheit

Die Formulierung in der Bewertung ,Die aktuelle Erholungseignung des PG ist
insgesamt als gering bis mittel zu bewerten” ist nur aus Sicht des Inverstors als richtig
anzuerkennen. Dies missachtet aber die Wahrnehmung der Bewohner der



10.

umliegenden Dorfer und der heute schon vorhandenen Nacherholungsuchenden und
Touristen. Eine solche Formulierung ist eine Missachtung der Bevolkerung und kann
nicht herangezogen werden fir die Genehmigung dieses Bauvorhabens.

Kultur- und Sachgiter

Die Argumentation im Umweltbericht mit Bezug auf die bergbauliche Vorbelastung
des Gebietes ist heute —30 Jahre nach Ende des Abbaus — nicht mehr zuldssig. Die
Kulturlandschaft, die sich in den letzten 30 Jahren entwickelt hat (teilweise durch
Anpflanzungen durch den Menschen, aber auch ,,von allein“, durch die Natur selbst)
macht die heutige Kulturlandschaft aus. Dies in Demut anzuerkennen ware Aufgabe
von Planern und Inverstoren und von Politik und Verwaltung. Die Bevolkerung tut
das, denn die lebt dort und schatzt genau das, was da ist.

Schutzgebiete

Das aufgefiihrte Schutzgebiet ,,Rohricht”, das nach BNatSchG §30 unter strengem
Schutz steht, wird im Umweltbericht ,klein geschrieben” und davon ausgegangen,
dass es moglich sein wird, das BNatSchG brechen zu kénnen. Dies ist nicht zu
genehmigen. Andernfalls ist die Funktionsfahigkeit einer Naturschutzbehérde,
welche dem, von politischen Einfllissen unabhangigen Schutz natirlicher
Lebensraume dienen soll, erheblich in Frage zu stellen.

Das Rohricht im Besonderen, aber das gesamte Gebiet in seiner Vielfalt, spielt im
Biotop-Verbund der FFH-Gebiete Stohnaer Becken und Oberholz und Stérmthaler
Wiesen eine wichtige Rolle, wie das Artenschutzgutachten darlegt. Die Arten
»pendeln” zwischen allen 3 Gebieten.



Betreff: Stellungnahme zu B-Plan "Ostlich Grunaer Bucht"
Sehr geehrte Damen und Herren,

ich mochte hiermit mein Recht auf Einbringen einer Stellungnahme zu betreffs genanntem B-Plan wie folgt
abgeben:

Mit geplanter Umsetzung dieses Vorhabens - alleine schon mit der Planung der Umsetzung einer solchen
MaRBnahme - befeuern Sie die aktuelle Klima- und Biodiversitatskrise. Wieder ein mal erhebt sich der Mensch tber
die Natur und will ihr Lebensraum abtrotzen. Es ist unfassbar, dass Sie denken, dass mit irgendwelchen
AusgleichsmalRnahmen auch nur ansatzweise der Schaden, den Sie dem dort vorhandenen Artinventar zufiigen
wollen, tatsachlich kompensiert werden kann, nur weil irgendwelche Scoring-Modelle ergeben haben, das dem so
sei. Der Natur geht es so schlecht wie nie, sie leidet unter der menschengemachten Raumnahme und Klimakrise.
Und der Mensch hat nichts besseres zu tun, als genau diesem leidenden Faktor die u. a. nach BNatSchG geschiitzten
Lebens- und Brutstatten zu nehmen, um sich selbst eine lllusion eines "Weiter so!" mit einem wassertouristischen
Erlebnisraums zu geben, wie desillusioniert und riickwartsgewandt ist diese Planung eigentlich? Es ist unfassbar,
dass augenscheinlich ohne jeglichen Zweifel, ohne Selbstkritik und ohne Zégern weiterhin solche Planungen forciert
werden. Es macht mich fassungslos, dass solche Entscheidungstrager der Behorde diesen Plan allein mit der Absicht
der Forderung des rein anthropogenen Wohlstands durchzusetzen. Sie machen sich hier eines fatalen Fehlers
schuldig, die sofortige weitere Planung muss gestoppt werden, die elementar wichtigen und noch intakten
Okologisch wertvollen Flachen missen erhalten bleiben und nicht auf Kosten einer spatromisch dekadenten Sicht
vernichtet werden. Dieser B-Plan und seine Absicht ist ein weiterer Baustein im Befeuern der Klima- und
Biodiversitatskrise! Nur weil bebaut werden kann, heil3t es nicht das bebaut werden MUSS! Denken Sie mal wie
Menschen, die den Erhalt der natirlichen Lebensgrundlagen fiir die nachfolgenden Generationen haben und nicht
wie in einen staatlich-wirtschaftlichen Verwaltungsapparat eingenordete Mltarbeiter, bei der irgendjemand
vorgerechnet hat, dass die x-te Touristikattraktion noch mehr Geld in die Kassen spiilt. Aber auf welche Kosten? Sie
machen mit der Natur keinen Kompromiss, Sie beuten Sie aus und das belegen Sie mit der vorliegenden Planung.
Stoppen Sle den B-Plan und setzen Sie das Areal unter vorlaufigen Schutz im Sinne einer Sicherstellung zur
Einrichtung eines NSG!

Grile,



UferLeben Stormthaler See e.V.
An der Kirche 63

04463 GroBpdsna

Email: info@uferleben.de

Gemeindeverwaltung GroRpdsna
Im Rittergut 1
04463 GroRposna

GroRpdsna, 12.08.2022

Stellungnahme zum Vorentwurf Bebauungsplan ,Ostlich Grunaer Bucht’ der Gemeinde GroRp6sna
Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fiir die Méglichkeit zur Beteiligung der Offentlichkeit am Vorentwurf zum Bebauungsplan
'Ostlich Grunaer Bucht' der Gemeinde GroRpd&sna.

Nach Sichtung und Beurteilung der Inhalte kommen wir, der Verein Uferleben e.V., zu dem Fazit,
dass der Vorentwurf in der vorgelegten Ausfiihrung abzulehnen ist bzw. einer grundlegenden
Uberarbeitung bedarf.

Begriindung:

I. Unvereinbarkeit mit Gibergeordneten Zielen und Planungen auf EU-, Bundes- und Landesebene
Der Landschaftsrahmenplan der Region Leipzig -Westsachsen aus dem Jahre 2021 greift zwar
wesentliche naturschutzfachliche Zielvorgaben auf, die im Umweltbericht auch erscheinen. lhre
Einhaltung jedoch stitzt sich lberwiegend auf die 2009 verfasste Handlungsempfehlung zur
Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen. Seit 2009 wurde eine Vielzahl an
Erkenntnissen gewonnen, die in wichtigen Bereichen eine stetige und dramatische Verschlechterung
der Umweltsituation in Sachsen (Artensterben, Klimawandel) aufzeigen. Daraus ergibt sich bereits,
dass wesentliche Kriterien des Umweltberichts deutlich nachzuscharfen sind.

Beispielhaft sind zu nennen:

-nationale und europaische Biodiversitatsstrategie

-Biodiversitatsprogramm Sachsen

-Wanderkorridore der (aller) wandernden Arten

-Artenhilfsprogramme von EU, Bund und Land

-diverse Klimaschutzziele und andere beschlossene Zielsetzungen und Strategien
-diverse Umweltdaten (z.B. Stiftung Naturschutz)



Il. Unvereinbarkeit mit dem Regionalplan/Braunkohleplan Tagebau Espenhain

- Die Anlagen fur ein wassersportliches Zentrum (Segelhafen/Regattastrecke) werden auf der
Magdeborner Hl verankert.

- Allein die dritte Siule 'Badestrand' ist fir Ostlich Grunaer Bucht vorgesehen. Einen 150m langen
Badestrand gibt hier bereits. Hier macht der BKP eine klare Differenzierung zwischen Badestrand und
Strandbad.

- Ein Strandbad und baulichen Anlagen fiir ein Wassersportzentrum sind explizit nicht 'Ostlich Grunaer
Bucht' vorgesehen.

Darliber hinaus macht der BKP auch sehr klare Einordnungen fiir naturschutzfachliche Aspekte:

- "Nutzungsanspriiche von Wegefiihrungen auf der Grundlage einer Bestandskartierung der
geschiitzten Tier- und Pflanzenarten sowie der nach § 26 geschiitzten Biotope festzulegen. Dabei sind
auch Revieranspriiche fiir ausgewdhlte Tierarten ... und besondere Standorte seltener Pflanzen ... zu
beriicksichtigen." Demnach ware das gesetzlich geschiitzte Biotop Rohricht und alle Brutstatten
wertgebender Arten zu erhalten und von Erschliessungmassnahmen auszusparen.

- "westlich des Strandbads Stérmthal als so genannte , Pufferzone” zum angrenzenden Vorranggebiet
Natur und Landschaft als gewisser Schwerpunkt zu betrachten"” - diese "Pufferzone" ist per se der
Grunzug (aus Rohricht, Offenland und Wald), welcher sich von Biwakplatz am 6stlichsten Eckpunkt des
See bis ins Plangebiet Ostlich Grunaer Bucht zieht.

Detaillierte BKP-Ausziige zum Stérmthaler See, die den Bebauungsplanentwurf 'Ostlich Grunaer Bucht'
betreffen und deren Inhalte:

BKP Tagebau Espenhain S. 49

"Im kiinftigen Stérmthaler See bestehen sowohl fiir die Einordnung von Freizeit- und
Erholungsméglichkeiten als auch fiir die Entwicklung von Natur und Landschaft geeignete
Voraussetzungen. Der Hauptschwerpunkt fiir Freizeit und Erholung ist der Bereich der kiinftigen
Magdeborner Halbinsel. Hier ist vorgesehen, ein Wassersportzentrum zu entwickeln. Dazu sollen im
Ostbereich der ehemaligen Tagebauausfahrt eine internationale Ruder- und Kanuregattastrecke,
stidéstlich der Halbinsel ein Segelhafen und dstlich der Géselaue ein Badestrand eingeordnet werden.
Siidlich der Ortslage Stérmthal sollen bezogen auf den értlichen Bedarf die Voraussetzungen fiir
wassergebundene Freizeit- und Erholungsméglichkeiten geschaffen werden. Kommunale informelle
Planung sieht dafiir die Gestaltung eines Strandbads vor."

S. 63 - Ziel 25 - Erholung (Restsee mit Uferbereichen)

"Am Stérmthaler See sind am Siidufer dstlich der Magdeborner Halbinsel ein Badestrand einzurichten
und am Ostufer im Bereich der Ortslage Stérmthal die béschungsseitigen Voraussetzungen fiir die
Anlage eines Strandbads herzustellen. Im Bereich der Magdeborner Halbinsel (Grunaer Bucht) sind die
bdschungs- und fldchenseitigen Voraussetzungen fiir die Entwicklung eines

Wassersportzentrums mit

e einem Segelhafen und

e einer Ruder- und Kanuregattastrecke mit internationalem Ausbaustandard

herzustellen."

S64



"Der kiinftige Stérmthaler See besitzt durch seine Lage und Gréf3e fiir die Entwicklung von Freizeit und
Erholung geeignete Voraussetzungen. Wdhrend siidlich der Ortslage Stérmthal die Erholungsnutzung
durch Einordnung eines Strandbads vorrangig lokale Freizeitanspriiche beriicksichtigen soll, ist der
Siidwestbereich des Sees mit der Magdeborner Halbinsel und angrenzenden Uferbereichen als
Hauptstandort fiir die Entwicklung von Freizeit- und Erholungsnutzungen mit dem Kernbereich eines
Wassersportzentrums in der Grunaer Bucht vorgesehen. Dazu liegen das ,, Entwicklungskonzept Gruna
(Nutzungs- und Gestaltungskonzept, Stand 11/98)” bzw. ein durch die Gemeinde Grofspésna und den
Sdchsischen Kanuverband in Zusammenarbeit mit der LMBV mbH erstellter Rahmenplan fiir die
Magdeborner Halbinsel vor, welche auch die Grundlage fiir weitere Detailplanung bilden."

S.65

"Die Mafsnahmen der erweiterten ErschliefSung basieren auf kommunalen Planungsabsichten
innerhalb des Vorentwurfs zur Rahmenplanung Markkleeberger See sowie zu Landschaftsplanungen
zum Bereich des Stérmthaler Sees. Die vorgesehene Wegenetzplanung beriicksichtigt Knotenpunkte
des OPNV (SBahn- u. StrafSienbahnanschluss, Busverbindungen) sowie die im Tagebaurandbereich
verlaufenden Radwanderwege und vorhandene Aussichtspunkte und orientiert sich an der
angemessenen Umgehung von é6kologisch schutzwiirdigen Bereichen. Dazu wird empfohlen, die
unterschiedlichen  Nutzungsanspriiche von Wegefiihrungen auf der Grundlage einer
Bestandskartierung der geschiitzten Tier- und Pflanzenarten sowie der nach § 26 geschiitzten
Biotope festzulegen. Dabei sind auch Revieranspriiche fiir ausgewdihlte Tierarten (z. B. Wachtelkénig,
Lebensraum siidlich des Markkleeberger Sees) und besondere Standorte seltener Pflanzen (z. B.
Orchideen) zu beriicksichtigen. Unter Beachtung des Aspekts der weiteren Entwicklung von
naturschutzrelevanten Bereichen ist z. B. auch die Wegenetzgestaltung fiir den Bereich westlich des
Strandbads Stérmthal als so genannte ,,Pufferzone” zum angrenzenden Vorranggebiet Natur und
Landschaft als gewisser Schwerpunkt zu betrachten. Als besonders wichtiger Bestandteil des
Wegenetzes am Stérmthaler See ist der 20 km lange Rundweg um den See mit seinen 11
Anbindepunkten an das 6ffentliche StrafSennetz zu nennen."

S. 64

"Ostlich der Magdeborner Halbinsel bestehen in der durch Einbeziehung der vom Kiesabbau
hinterlassenen kleinen Hohlform entstehenden Bucht gute Voraussetzungen fiir die Einordnung eines
Segelhafens. Die dazugehérigen Anlagen und Einrichtungen sind als Bestandteil des zu entwickelnden
Wassersportzentrums auf der Magdeborner Halbinsel einzuordnen. Die dritte Sdule des zu
entwickelnden Woassersportzentrums bildet neben der Regattastrecke und dem Hafen die
Einordnung eines Badestrands dstlich des Hafens. Durch die ErschlieSung des Bereichs liber die K 7924
(s. Ziel 30) bestehen geeignete Voraussetzungen fiir eine (iberregionale Nutzung des kiinftigen
Wassersportzentrums."

1) Unvereinbarkeit mit dem Flachennutzungsplan

Der FNP nimmt in Punkt 16.2.3 die Ausfiihrungen zur Vermeidung von Beeintrachtigungen von Natur
und Landschaft aus dem RP auf: ,In Vorbehaltsgebieten Erholung soll gewdsserbezogenen
Erholungsformen in besonderem MafSe Rechnung getragen werden. Die Erholungsnutzung soll dabei
so erfolgen, dass Beeintrdchtigungen von Natur und Landschaft vermieden werden.“

Die Rodung der Rohrichtvorkommen tiber groRe Anteile der Uferzone des Plangebietes, die Rodung
von substantiellen Waldbestdanden und Errichtung von Verkehrsinfrastruktur widersprechen diesem
Grundsatz.



Sollte es dennoch zu weiterfiihrenden Planungsschritten kommen, geben wir folgende Hinweise und
Stellungnahme ab:

1) Die UVP-pflichtigkeit des Vorhabens nach UVPG weist ausdriicklich darauf hin, dass es sich um ein
erheblich umweltrelevantes Vorhaben handelt. Als einschlagiges Fachgesetz muss das UVPG
beriicksichtigt werden. Insbesondere auf die Wechselwirkungen der Schutzgiiter untereinander muss
verpflichtend eingegangen werden.

2) Aufgrund der erheblich gestiegenen Vorbelastung von Planungsgebieten hinsichtlich naturschutz-
und umweltrelevanter Aspekte ist die Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der
Planung in Untersuchungstiefe und Methodik sehr deutlich herauszuarbeiten. Einer umfassenden
Risikobewertung kommt eine erheblich hohere Bedeutung zu als in der Vergangenheit.
Kumulierende und sich gegenseitig verstarkende Einfliisse sind zu identifizieren und zu bewerten.

3) Verbundachsen und Vernetzungsstrukturen fiir die Biodiversitit (siehe Regionalplan,
"liberregionaler Griinzug") sind fiir die Anpassung der Organismen im Klimawandel unverzichtbar und
sollten weiterentwickelt und von jeglicher baulicher (auch infrastruktureller) Entwicklung
freigehalten werden!

4) In die Umweltpriifung ist der Flichenverbrauch als abweichungsfeste GroRe einzubeziehen und
bei der Flachenbewertung zugrunde zu legen. Es sind klare und abweichungsfeste Vorgaben fir
maximalen Flachenverbrauch zu machen, die die Vorgabe "ist auf ein unabdingbar notwendiges Mal
zu beschranken" verbindlich konkretisiert.

5) Aufgrund der erheblich angewachsenen Vorbelastung des Raumes ist es zwingend notwendig, den
Inhalt des Umweltberichtes, die Beschreibung und Bewertung des Umweltauswirkungen sowie die
Untersuchungstiefe und -methodik an den gestiegenen Belastungsgrad anzupassen und die
Auswirkungen und Risiken klarer zu benennen. Viele Umweltauswirkungen stellen sich der
kontinuierlich negativen Entwicklung als definitiv schwerwiegender dar, was nachhaltig zu
beriicksichtigen ist.

IV. Hinweise und Forderungen im Einzelnen

- Die haufig benutzte Bezeichnung "ubiquitar" ist als nicht mehr zeitgemal anzusehen, da es in
der Regel keine allgegenwartigen Tier- und Pflanzenarten mehr gibt.

- Essind keine Ausweisungen sich z.T. widersprechender Ziele auf derselben Flache (z.B.
Eignungsflache Tourismus plus Eignungsflache Naturschutz) vorzunehmen, da dies Konflikte
vorprogrammiert.

- Die Vorkommen vieler in der FFH-Richtlinie aufgelisteten und gefahrdeten Vogelarten lassen
dem Planungsgebiet den Status eines faktischen Vogelschutzgebietes zukommen mit der
Besonderheit, dass dieses Gebiet einem strengerem Schutzregime unterliegt. Ein
Eingehen auf diese Besonderheit ist unerlasslich.

- Es sind Aussagen zu treffen, in welchem MaRe mit Lichtverschmutzungen zu rechnen ist und
wie diese auf ein Minimum beschrankt werden kénnen. Insbesondere fiir nachtaktive Insekten



und Fledermdause werden durch kiinstliches Licht Flugstralen und Jagdgebiete unbenutzbar
gemacht.

- Aufgefiihrte KompensationsmalRnahmen sind haufig im Wirkungsbereich betriebsbedingter
Emissionen und Stérungen verortet. Dies sollte vermieden werden.

- Auf geeignete MalRnahmen zur Verhinderung von Vogelschlag sollte eingegangen werden. Es
sind klare Vorgaben zu den moglichen Glasflachen zu machen.

- Beim Einbau solcher Glasflachen sind nichttransparente Markierungen, Muster (direkt ins Glas
geatzt oder per Siebdruck), Netze oder Gitter in ausreichend engem  Abstand verpflichtend
anzubringen. Es sind geeignete Produktlinien vorzugeben.

V. Untersuchungstiefe und Methodik

- Auswirkungen auf und Risiken fiir die Biodiversitat als hochgewichtetes Kriterium im Umweltbericht
deutlicher differenzieren und beschreiben

- Auswirkungen auf und Risiken durch Flachenverbrauch als hochgewichtetes Kriterium im Umwelt-
bericht deutlicher differenzieren und beschreiben

- Auswirkungen der Risiken durch Flachenversiegelung als hochgewichtetes Kriterium im
Umweltbericht deutlicher differenzieren und beschreiben

- Auswirkungen der Risiken durch Klimaverdanderung als hochgewichtetes Kriterium im Umweltbericht
deutlicher differenzieren und beschreiben

- Risiken aus Verkehrsentwicklung, Bodennutzung Gewassernutzung, Niederschlags-
wassermanagement als herausgehobenen Aspekt beschreiben

- Insbesondere im Rahmen der UVP - Pflicht miissen die Wechselwirkungen aller Schutzgiiter
untereinander nachhaltig analysiert und bewertet werden. Dies muss im Umweltbericht nachgeholt
werden.

Bitte informieren Sie uns, Uber die Einordnung aller 0.g. Punkte im weiteren Prozess.

Wir bitten um eine Eingangsbestétigung der frist- und formgerechten Vorlage unserer Stellungnahme.

Mit freundlichen GriRen

Bettina Achilles/ Dr. Frank Beutner
Vorstand Uferleben Stérmthaler See e.V.



	1.1 LRA
	2 LDS
	8 LfA
	9 LfULG
	10 SOBA
	32 BUND
	35 NABU
	39_1_LMBV
	Ö1_schw
	Ö2_schw
	Ö3_UferLeben_eV

